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(Nr. 8773.) Geſetz / betreffend die Vereinigung der Landgemeinde Oberbonsfeld mit der Stadt⸗ 
gemeinde Langenberg, ſowie der Landgemeinden Oberſtoppel und Unterſtoppel 
und des ſiskaliſchen Forſtbezirks Oberförſterei Burghaun, Kreiſes Hersfeld, 
mit dem Kreiſe Hünfeld. Vom 24. Februar 1881 


Wir Wilhelm „von Gottes Gnaden König von Preußen de. 
verordnen, unter Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages der Monarchie, 
was folgt: 

8. 1. 


Die Landgemeinde Oberbonsfeld wird, unter Abtrennung von dem Amte 
und dem Amtsgerichtsbezirke Hattingen, dem Landkreiſe Bochum und der Provinz 
Weſtfalen, mit der Stadtgemeinde und dem Amtsgerichtsbezirke Langenberg, dem 
Kreiſe Mettmann und der Rheinprovinz vom 1. April 1881 ab vereinigt. 


8. 2. 

Die Landgemeinden Oberſtoppel und Unterſtoppel und der fiskaliſche Forſt⸗ 
bezirk Oberförſterei Burghaun, Kreiſes Hersfeld, werden unter Abtrennung von 
dem Kreiſe Hersfeld und dem Amtsgerichtsbezirke Niederaula mit dem Kreiſe 
Hünfeld und dem Amtsgerichtsbezirke Burghaun vom 1. April 1881 ab vereinigt. 
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Ausgegeben zu Berlin den 29. März 1881. 
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F. 3. 

Die in Folge der Vorſchriften der $$. 1 und 2 erforderliche Regelung der 
Verhältniſſe iſt, unbeſchadet aller Privatrechte Dritter, im Verwaltungswege zu 
bewirken. 

Streitigkeiten, welche hierbei entſtehen, unterliegen der Entſcheidung des 
Oberverwaltungsgerichts. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 24. Februar 1881. 


(J. S.) Wilhelm. 


Gr. zu Stolberg. v. Kameke. Gr. zu Eulenburg. Maybach. 
Bitter. v. Puttkamer. Lucius. Friedberg. v. Boetticher. 


(Nr. 8774.) Geſetz, betreffend das Fideikommißvermögen des vormals Kurfürſtlich Heſſiſchen 
f Hauſes. Vom 16. März 1881. 


7 
Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x 


verordnen, unter Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages Unſerer Monarchie, 
was folgt: 
F. 1. 


Nachdem die Vermögensverhältniſſe der Mitglieder des vormals Kurfürſtlich 
Heſſiſchen Hauſes vertragsmäßig geregelt und diejengen Vermögensgegenſtände, 
welche das Fideikommiß dieſes Hauſes gebildet haben, als Eigenthum des Staats 
anerkannt find, finden auf jene Gegenſtände, ſoweit fie im Eigenthum und Beſitz 


des Staats verbleiben, die für das Staatseigenthum allgemein geltenden Vor⸗ 
ſchriften Anwendung. 
$. 2. 


Für die Schlöſſer, Gebäude, Parks, Anlagen und ſonſtigen Grundſtücke 
nebſt Zubehör, welche zu den im F. 1 erwähnten, dem Staate verbleibenden 
Gegenſtänden gehören, ſind insbeſondere die Vorſchriften der Verordnung vom 
5. Juli 1867, betreffend die rechtliche Natur, Veräußerlichkeit und Verwaltung 
der Domänen und Regalien in den neu erworbenen Landestheilen (Geſetz-Samml. 
S. 1182), maßgebend. Zur Eintragung des Beſitztitels im Grundbuch und zur 
Berichtigung deſſelben genügt eine Beſcheinigung der Regierung in Caſſel dahin: 
daß das betreffende Grundſtück zu dem vorgedachten Fideikommißvermögen gehört 
habe und ſich im ſtaatlichen Beſitz befinde. Rückſichtlich derjenigen Grundſtücke, 
welche vertragsmäßig Beſtandtheile der Privatfamilienfideikommiſſe der Kurheſſiſchen 
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Fürſtenfamilie und der Philippsthaler Linien der Heſſiſchen Fürſtenfamilie zu bilden 
haben, genügt zur Eintragung des Beſitztitels im Grundbuche und zur Berichtigung 
deſſelben eine Beſcheinigung der Regierung in Caſſel dahin: daß das Grundſtück 
ſich bisher im ſtaatlichen Beſitze befunden habe und daß daſſelbe zu dem betref— 
fenden Privatfamilienfideikommiß gehöre. Beſcheinigung, Eintragung und Be⸗ 
richtigung erfolgen koſtenfrei. 
N 


Auf den vormals Kurfürſtlich Heſſiſchen Hausſchatz finden die Beſtim⸗ 
mungen der Verordnung vom 5. Juli 1867, betreffend die in den neu erworbenen 
Landestheilen vorhandenen, zum Staatseigenthum gehörigen Aktivkapitalienfonds 
(Geſetz-Samml. S. 1072), Anwendung und werden demgemäß die Beſtände des 
Hausſchatzes mit dem bei der Generalſtaatskaſſe verwalteten Staatsaktivkapitalien⸗ 
fonds vereinigt. 

Die auf dem Hausſchatz ruhenden rechtlichen Verpflichtungen gehen auf den 
Staat über. 

Das Geſetz vom 27. Februar 1831 (Kurheſſiſche Geſetz-Samml. S. 55) 
und die Verordnung vom 22. September 1867 (Preußiſche Geſetz-Samml. 
S. 1638) ſind aufgehoben. 

F. 4. 


Die bis zum 31. März 1882 fälligen, in Gemäßheit des vorſtehenden 
§. 3 Abſatz 2 und auf Grund der Verträge vom 26. März 1873 und vom 
13. Dezember 1880 zu leiſtenden Ausgaben ſind aus den bereiteſten Mitteln des 
Hausſchatzes zu beſtreiten. 

Für die Folge werden die zur Erfüllung der auf dem Hausſchatze ruhenden 
Verpflichtungen und zur Zahlung der den Mitgliedern des Heſſiſchen Fürſten⸗ 
hauſes vertragsmäßig überwieſenen Renten erforderlichen Ausgaben in den Staats⸗ 
haushalts⸗Etat aufgenommen. 

$.5 


9. 
Der Finanzminiſter wird mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 16. März 1881. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. Gr. zu Stolberg. v. Kameke. Maybach. Bitter. 
v. Puttkamer. Lucius. Friedberg. v. Boetticher. 
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Vertrag, 
betreffend 


die Anſpruͤche der Agnaten der Philippsthaler Linien des Heſſiſchen 
Fuͤrſtenhauſes an das Fideikommißvermoͤgen des vormals Kurheſſiſchen 
Hauſes, vom 13. Dezember 1880. 


Nachdem Seine Majeſtät der Kaiſer und König beſtimmt haben, daß dem von 
den Agnaten der Philippsthaler Linien des Heſſiſchen Fürſtenhauſes kundgegebenen 
Wunſche, die Anſprüche dieſer Linien an das Fideikommißvermögen des vormals 
Kurheſſiſchen Hauſes durch ein Abkommen geregelt zu ſehen, entſprochen werde, 
haben die Unterzeichneten, nämlich: 

der Geheime Oberfinanzrath Dr. jur. Hans Rüdorff und 

der Legationsrath Dr. jur. Oswald Freiherr v. Richthofen 

als Bevollmächtigte der Königlichen Staatsregierung, 
der Rechtsanwalt und Notar Dr. jur. Friedrich Renner 
als Bevollmächtigter Ihrer Hochfürſtlichen Durchlauchten des Land⸗ 
grafen Ernſt von Heſſen und des Prinzen Karl von Heſſen— 
Philippsthal, ſowie des Landgrafen Alexis von Heſſen-Philippsthal⸗ 
Barchfeld, und 
der Rechtsanwalt und Notar Wilhelm Laymann 
als Bevollmächtigter Seiner Hochfürſtlichen Durchlaucht des Prinzen 
Wilhelm von Heſſen-Philippsthal-Barchfeld, 
vorbehaltlich der Allerhöchſten und Höchſten Genehmigung folgende Punkte ver⸗ 
abredet: 
Artikel 1. 

Ihre Hochfürſtlichen Durchlauchten der Landgraf Ernſt von Heſſen, der 
Prinz Karl von Heſſen-Philippsthal, der Landgraf Alexis von Heſſen-Philipps⸗ 
thal⸗Barchfeld und der Prinz Wilhelm von Heſſen-Philippsthal-Barchfeld be⸗ 
geben Sich für Sich und Ihre Deszendenz hierdurch des ſeither von Ihnen in 
Anſpruch genommenen Rechtes, diejenigen Verpflichtungen und Anerkenntniſſe, 
welche Seine Königliche Hoheit der Landgraf Friedrich von Heſſen in den 
Artikeln 1 und 2 des zwiſchen Seiner Majeſtät dem Kaiſer und Könige und 
Seiner Königlichen Hoheit dem Landgrafen Friedrich von Heſſen am 26. März 
1873 zu Berlin abgeſchloſſenen Vertrages zu Gunſten der Krone Preußen ein⸗ 
gegangen iſt, anzufechten, übertragen die Ihnen und Ihrer Deszendenz an dem 
Familienfideikommiſſe des Kurfürſtlichen Hauſes, insbeſondere den in den vor- 
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erwähnten Artikeln 1 und 2 aufgeführten Gegenſtänden deſſelben zuſtehenden Rechte 
auf die Krone Preußen, und treten hierdurch dem erwähnten Vertrage im Uebrigen 
in allen ſeinen Theilen nach Maßgabe der hier folgenden Verabredungen bei. 


Artikel 2. 


Die Krone Preußen verpflichtet ſich, den Agnaten der Philippsthaler Linien 
des Heſſiſchen Fürſtenhauſe s a 

I. eine jährliche Rente von 300 000 Mark, geſchrieben: 
„Dreimalhundert Tauſend Mark“, vom 1. Januar 1880 ab zu 
gewähren, welche nach dem Wunſche der Empfangsberechtigten 
vierteljährlich oder monatlich im Voraus in Berlin, in Caſſel oder 
in Frankfurt a. M. zahlbar iſt und deren dauernde Entrichtung 
im unverkürzten Betrage die Krone Preußen gewährleiſtet / 

II. nachbezeichnete, zum Fideikommißvermögen des Kurfürſtlichen Hauſes 
gehörig geweſene Vermögensobjekte unter den in der Anlage A aufge⸗ 
ſtellten Bedingungen zu überweiſen, nämlich: 

a) das Stadtſchloß zu Hanau, 
b) das Schloß zu Rotenburg, 
e) das Luſtſchloß zu Schönfeld bei Caſſel, b 
d) den nach der Aue zu gelegenen Eckpavillon des Bellevueſchloſſes 
zu Caſſel nebſt anſtoßendem Gebäude (Bellevueſtraße Nr. 2 und 3). 
In der Ueberweiſung einbegriffen find ſämmtliche in den unter a, 
b und © aufgeführten Schlöſſern und deren Zubehörungen zur Zeit vor⸗ 
handene Mobilien und ſonſtige Inventarſtücke. 


Artikel 3. 


Aus dem Hebungsrecht auf die in dem Artikel 2 ad 1 zugeſicherte Rente, 
ſowie aus den in dem Artikel 2 ad II aufgeführten Grundſtücken wird ein Pri⸗ 
vatfamilienfideikommiß der Philippsthaler Linien der Heſſiſchen Fürſtenfamilie 
gebildet, welches in allen ſeinen Beſtandtheilen unveräußerlich und unverpfändbar 
fein ſoll. Das über dieſes Fideikommiß von den Agnaten der Philippsthaler 
Linien zu errichtende und Seiner Majeſtät dem Kaiſer und Könige zu landes⸗ 
herrlicher Genehmigung vorzulegende Statut wird darüber Beſtimmung zu treffen 
haben, in welcher Weiſe der Bezug der Rente und die Benutzung und Unterhal⸗ 
tung der Grundſtücke für jetzt und die Folgezeit unter den derzeitigen Agnaten 
dieſer Linien und Ihrer ehelichen männlichen Deszendenz aus ebenbürtiger Ehe ver— 
theilt werden und vererben ſoll. 

Die derzeitigen Agnaten der Philippsthaler Linien eventuell Deren Rechts⸗ 
nachfolger werden binnen Jahresfriſt nach dem Abſchluſſe dieſes Vertrages die 
erforderlichen weiteren Maßnahmen treffen, um das Fideikommiß unter Berück⸗ 
ſichtigung der in dieſem und dem nachfolgenden Artikel enthaltenen Beſtimmungen 
rechtsgültig zu konſtituiren. 
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Artikel 4. 


Sollte der Mannesſtamm der älteren (Rumpenheimer) Linie des Heſſiſchen 
Fürſtenhauſes vor dem Mannesſtamme der jüngeren (Philippsthaler) Linien aus⸗ 
ſterben, ſo ſollen die letzteren Linien zur Succeſſion in das zufolge Artikel 5 des 
Vertrages vom 26. März 1873 konſtituirte Privatfamilienfideikommiß der Kur⸗ 
heſſiſchen Fürſtenfamilie unter Feſthaltung und entſprechender Ergänzung der für 
dieſes Fideikommiß ergangenen ſtatutariſchen Beſtimmungen nach der Linealfolge 
und dem Rechte der Erſtgeburt mit der Maßgabe berufen ſein, daß von dem 
Eintritt dieſer Succeſſion an die im Artikel 3 unter Nr. I des Vertrages vom 
26. März 1873 bezeichnete jährliche Rente von 202 240 Thaler = 606 720 Mark 
ſich auf den Betrag von 540 000 Mark, in Worten: Fünfmalhundert und Vierzig 
Tauſend Mark, ermäßigt. 

Falls demgemäß das vorbezeichnete Fideikommiß an die ältere der beiden 
Philippsthaler Linien gelangt, ſo geht das nach Artikel 3 des gegenwärtigen 
Vertrages zu errichtende Privatfamilienfideikommiß der Philippsthaler Linien der 
Heſſiſchen Fürſtenfamilie mit allen ſeinen Beſtandtheilen ausſchließlich auf die 
Philippsthal⸗Barchfelder Linie über. Gelangt das Fideikommiß der Kurheſſiſchen 
Fürſtenfamilie an die Philippsthal⸗Barchfelder Linie, fo fällt das Fideikommiß 
der Philippsthaler Linien der Heſſiſchen Fürſtenfamilie an die Krone Preußen 
zurück, was ebenſo der Fall iſt, wenn zur Zeit des Ueberganges des Fideikommiſſes 
der Kurheſſiſchen Fürſtenfamilie auf die Philippsthaler Linie die Philippsthal⸗ 
Barchfelder Linie im Mannesſtamme erloſchen ſein ſollte. 

Mit dem Ausſterben des Mannesſtammes beider Philippsthaler Linien des 
Heſſiſchen Fürſtenhauſes fällt das Privatfamilienfideikommiß der Philippsthaler 
Linien der Heſſiſchen Fürſtenfamilie an die Krone Preußen zurück. Auch für 
das Privatfamilienfideikommiß der Kurheſſiſchen Fürſtenfamilie tritt, falls daſſelbe 
auf eine der Philippsthaler Linien übergegangen ſein ſollte, mit dem Ausſterben 
des Mannesſtammes beider Philippsthaler Linien der Rückfall an die Krone 
Preußen ein. 

Artikel 5. 

Die den Agnaten der Philippsthaler Linien des Heſſiſchen Fürſtenhauſes 
vom Staate bisher gewährten Apanagen und Deputate, ſowie die Ihnen vom 
Staate bisher gewährten, an die Stelle von Naturalleiſtungen getretenen Geld— 


renten kommen vom 1. Januar 1880 ab in Wegfall, da ſolche in der im 
Artikel 2 dieſes Vertrages gewährleiſteten Rente enthalten ſind. 


Artikel 6. 


Von der im Artikel 2 ad I feſtgeſetzten Rente werden für die Zeit bis 
Ende 1887 drei Viertheile binnen einem Monat nach Ertheilung der Allerhöchſten 
Genehmigung zu dieſem Vertrage vorausgezahlt. ö 
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Artikel 7. a 


Für den Fall, daß der Mannesſtamm der älteren (Rumpenheimer) Linie 
des Heſſiſchen Fürſtenhauſes vor dem Mannesſtamm der Philippsthaler Linien 
aussterben ſollte, find der Krone Preußen von den Nachfolgern in das Privat- 
familienfideikommiß der Kurheſſiſchen Fürſtenfamilie diejenigen Summen zu er⸗ 
ftatten, welche dieſelbe nach Artikel 5 des Vertrages vom 26. März 1873 als⸗ 
dann zur angemeſſenen Dotirung der überlebenden Prinzeſſinnen der älteren 
(Rumpenheimer) Linie aufwenden wird. Dagegen wird die Krone Preußen für 
den Fall des Ausſterbens des Mannesſtammes beider Philippsthaler Linien für 
8 angemeſſene Dotirung der überlebenden Primzeſſinnen dieſer Linien Sorge 

agen. 
Artikel 8. 


Seiner Majeſtät dem Kaiſer und Könige bleibt vorbehalten, den Mit⸗ 
gliedern der Philippsthaler Linien des Heſſiſchen Fürſtenhauſes eine der Würde 
Ihres Hauſes entſprechende Stellung zu gewähren. 

Die Freiheiten, welche den Mitgliedern dieſer Linien bezüglich Ihrer Güter 
und in perſönlicher Hinſicht zugeſtanden haben, insbeſondere die Freiheit vom 
Militärdienſte, die Nichtheranziehung Ihrer Pferde zum Kriegsgebrauche, die 
Steuerfreiheit, der privilegirte Gerichtsſtand u. ſ. w., ſollen Ihnen, ſoweit und 
ſolange dies nach der jeweiligen Deutſchen und Preußiſchen Geſetzgebung zuläffig 
iſt, erhalten bleiben. 

Artikel 9. 


Sämmtliche zwiſchen Ihren Hochfürſtlichen Durchlauchten dem Landgrafen 
Ernſt von Heſſen, dem Prinzen Carl von Heſſen-Philippsthal, dem Land⸗ 
grafen Alexis von Heſſen-Philippsthal⸗Barchfeld, dem Prinzen Wilhelm von 
Heſſen⸗Philippsthal⸗Barchfeld und dem Preußiſchen Fiskus, ſowie zwiſchen Ihren 
Hochfürſtlichen Durchlauchten und Seiner Königlichen Hoheit dem Landgrafen 
Friedrich von Heſſen ſchwebenden, auf das Kurheſſiſche Fideikommißvermögen 
ſich beziehenden Rechtsſtreitigkeiten werden als durch dieſen Vertrag erledigt be— 
trachtet und verpflichten ſich die kontrahirenden Theile, die in dieſer Beziehung 
erforderlichen Anträge bei den betreffenden Behörden zu ſtellen. 

So geſchehen Berlin, den 13. Dezember Ein Tauſend Acht Hundert und 
Achtzig. 

(L. S.) Dr. Hans Rüdorff. 

(L. S.) Dr. Friedrich Renner. 

(. S.) Oswald Freiherr v. Richthofen. 
8.) Wilhelm Laymann. 
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Anlage A. 


Bedingungen, 
betreffend 


Ueberweiſung des Luſtſchloſſes Schönfeld (Auguſtenruhe) bei Caſſel, des Stadt, 

ſchloſſes zu Hanau nebſt Marſtall, Reitbahn und Park, des Schloſſes zu 

Rotenburg, ſowie des nach der Aue zu liegenden Eckpavillons des Bellevue— 

ſchloſſes zu Caſſel nebſt anſtoßendem Gebäude (Wohnhaͤuſer Nr. 2 und 3 

der Bellevueſtraße) an Ihre Hochfürſtlichen Durchlauchten die Herren Agnaten 
der Philippsthaler Linien des Heſſiſchen Fuͤrſtenhauſes. 


. J. 


Die vorbezeichneten Schlöſſer und Gebäude werden mit allen bisher dazu ge⸗ 
hörigen Nebengebäuden, Hofräumen, Gärten, Anlagen und ſonſtigen Grund⸗ 
ſtücken, ſowie mit den darin vorhandenen, im fiskaliſchen Beſitze befindlichen be⸗ 
weglichen Gegenſtänden abgetreten. Nicht überwieſen werden jedoch die jenen 
Grundſtücken etwa zuſtehenden Rechte auf Leiſtungen ſeitens des Fiskus oder auf 
Nutzungen an Grundſtücken, welche im fiskaliſchen Beſitze verbleiben, ſowie ferner 
die nachſtehend ſpeziell aufgeführten Gegenſtände. 

Im Uebrigen erfolgt die Abtretung in demjenigen Zuſtande, in welchem 
ſich die bezeichneten Gegenſtände am Tage der Uebergabe befinden; für die gute 
Beſchaffenheit derſelben wird ebenſowenig wie für etwaige Anſprüche Dritter Ge⸗ 
währ geleiſtet. 

Das aus dem Schloſſe zu Rotenburg in das Schloß zu Wabern zur vor⸗ 
übergehenden Benutzung übergeführte, im Inventar des Schloſſes zu Rotenburg 
noch verzeichnete Mobiliar, ſowie die aus dem Schloſſe zu Rotenburg entnom⸗ 
menen, zeitweilig im Bellevueſchloſſe zu Caſſel ohne anderweite Zweckbeſtimmung 
verwahrten Bilder ſind auf Koſten Ihrer Hochfürſtlichen Durchlauchten in das 
Schloß zu Rotenburg zurückzuliefern. 


H. 2. 


Von der Abtretung werden ausgeſchloſſen im Beſonderen: 


1) diejenigen bei dem Stadtſchloſſe zu Hanau belegenen Gebäude und 
Grundſtücke, welche ganz oder zum Theil als nicht zu dem Fideikommiß⸗ 
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vermögen des Kurfürſtlichen Hauſes gehörig angeſehen geweſen ſind, 
ſowie der dem gegenwärtigen Schloßkaſtellan zu Hanau zur Benutzung 
überwieſene Garten hinter der ſogenannten Frohnhofsſcheuer / 


2) die als Zubehör des Schloſſes in Rotenburg bisher angeſehenen, jedoch 
getrennt von dem übrigen Schloßterrain in der Stadt liegenden, als 
alte und neue Landvoigtei bezeichneten beiden Wohnhäuſer nebſt Per⸗ 
tinenzien; 

3) der bereits abgegrenzte, etwa 4 m breite Theil des zum Eckpavillon des 
Bellevueſchloſſes gehörigen Gartens an der Friedrichſtraße im Anſchluſſe 
an die beiden angrenzenden, an der Frankfurterſtraße liegenden fiska⸗ 
liſchen Gebäude, ſowie ferner alle zu öffentlichen Straßen oder öffent- 
lichen Anlagen — wozu auch die Anlage vor dem Hauſe Nr. 3 der 
Bellevueſtraße gehört — bereits verwendeten Theile des zum Eckpavillon 
und dem anſtoßenden Gebäude bisher gehörigen Areals. Die nähere 
Feſtſtellung der Grenzen wird durch eine noch vorzunehmende Neuver⸗ 
meſſung erfolgen 

4) die im Parterre des Eckpavillons des Bellevueſchloſſes befindlichen Be- 
ſtände und Inventarienſtücke der Hausſchatzverwaltung. 


. 3. 


Ihre Hochfürſtlichen Durchlauchten die Herren Agnaten der Philippsthaler 
Linien haben diejenigen Beamten, Diener und Dienerinnen, welche zur Zeit der 
Uebergabe der bezeichneten Beſitzungen für dieſelben angeſtellt ſein werden, mit den 
alsdann von ihnen zu beanſpruchenden Gehältern und Dienſtemolumenten, ein⸗ 
ſchließlich der Penſionsanſprüche, welche ihnen für ſich, ihre Ehefrauen und Kinder 
zuſtehen, zu übernehmen und insbeſondere auch den gegenwärtigen Schloßkaſtellan 
zu Hanau wegen der eintretenden Entziehung der Gartennutzung (vergl. §. 2 zu J) 
zu entſchädigen. 

Der zur Zeit in Wilhelmsbad bei Hanau wohnende Schloßgärtner wird 
ausſchließlich zur Königlichen Domänenverwaltung übernommen. 


F. 4. 

Ihre Hochfürſtlichen Durchlauchten treten ferner in alle Mieth⸗, Pacht⸗ und 
ſonſtigen Verträge, welche zur Zeit der Uebergabe hinſichtlich der gedachten Be⸗ 
ſitzungen beſtehen werden, an Stelle der bisherigen Verwaltung vom Tage der 
Uebergabe an ein. Der auf die Fiſcherei in den zum Luſtſchloß Schönfeld ge⸗ 
hörenden Teichen entfallende Pachtgeldbetrag wird für die Dauer der gegenwär⸗ 
tigen Pachtperiode auf dreißig Mark jährlich feſtgeſetzt. 

Die Benutzung der Parterreräume im mehrgenannten Eckpavillon iſt der 
Hausſchatzverwaltung noch ſo lange in der bisherigen Weiſe zu geſtatten, als die 
ſelbe ihren Sitz in Caſſel behält. 

Gef. Samml. 1881. (Nr. 8774.) 22 
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Wegen des Bezuges der von den Grundbeſitzungen aufkommenden Erträgniſſe 
an Miethzins, Pachtgeld u. |. w. iſt neben dem Tage der Uebergabe lediglich der 
Fälligkeitstermin maßgebend, ohne Rückſicht darauf, für welchen Zeitraum die 
betreffenden Beträge zu entrichten ſind. Nach demſelben Grundſatze ſind auch die 
Gehälter und Dienſtemolumente an die Angeſtellten zu bezahlen, wie überhaupt 
alle Laſten und Abgaben zu tragen. 


$. 6. 


In dem der katholiſchen Gemeinde zu Rotenburg zuſtehenden Rechte zur 
Benutzung der Kirche im alten Schloßflügel zu Rotenburg wird durch die Ab- 
tretung des Schloſſes nichts geändert. Die Benutzung des Brunnens auf dem 
Schloßhofe zu Rotenburg iſt den Bewohnern der Stadt Rotenburg in der bis— 
herigen Weiſe auch fernerhin zu geſtatten. 


. 7. 


Dem Domänenfistus als Beſitzer der Domäne Meierei, bezw. dem Pächter 
der letzteren iſt zur Bewirthſchaftung der Domänenländereien die Ueberfahrt über 
einen Theil der Parkanlagen zu Schönfeld in der Fortſetzung des ſogenannten 
Spitalſiechenwegs in der bisherigen Weiſe für alle Zukunft ungehindert zu geſtatten. 


§. 8. 


Dem Publikum iſt der Verkehr, bezw. die Benutzung der Fahr⸗ und Fuß⸗ 
wege in den Parkanlagen zu Hanau und Schönfeld, beim Schloſſe zu Rotenburg 
und auf dem Emanuelsberge daſelbſt in dem bisherigen Umfange zu geſtatten. 

Beſchränkungen in dieſer Benutzung durch das Publikum dürfen nach vor⸗ 
gängiger Verſtändigung mit der Staatsregierung eingeführt werden. Die Park⸗ 
anlagen und Wege ſind daher auch von Ihren Hochfürſtlichen Durchlauchten in 
der bisherigen Weiſe als ſolche dauernd zu erhalten, bezw. zu unterhalten. 


8.9. 


Die vorbezeichneten Schlöſſer und Gebäude nebſt Zubehör ſind nach ſtatt⸗ 
gehabter Ueberweiſung und erfolgter Allerhöchſter Genehmigung des Fideikommiß⸗ 
ſtatuts (Artikel 3 des Vertrags) als „Privatfamilienfideikommiß der Philipps⸗ 
thaler Linien der Heſſiſchen Fürſtenfamilie“ dieſen Linien im Grundbuche aufzu- 
laſſen und zu überſchreiben. 


§. 10. 


Die Ueberweisung der vorbezeichneten Schlöſſer und Gebäude nebſt Zubehör 
wird nach erfolgter Allerhöchſter Genehmigung des Vertrages thunlichſt bald be⸗ 
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wirkt werden. Dieſe Ueberweiſung und die Regulirung aller damit zuſammen⸗ 
hängenden Verhältniſſe nach Maßgabe der vorſtehenden Bedingungen erfolgt durch 
den Herrn Oberpräſidenten von Heſſen⸗Naſſau einerſeits und gemeinſchaftliche 
Bevollmächtigte Ihrer Hochfürſtlichen Durchlauchten andererſeits. Ueber etwa 
verbleibende Meinungsverſchiedenheiten entſcheidet der Herr Miniſter für Land⸗ 
wirthſchaft, Domänen und Forſten endgültig. 


Berlin, den 13. Dezember 1880. 


(L. S.) Dr. Hans Rüdorff. 

(L. S.) Dr. Friedrich Renner. 

(L. S.) Oswald Freiherr v. Richthofen. 
(L. S.) Wilhelm Laymann. 


Schluß protokoll. 


Bei Unterzeichnung des Vertrages, betreffend die Erledigung der Anſprüche der 
Philippsthaler Linien des Heſſiſchen Fürſtenhauſes an das Fideikommißvermögen 
des vormals Kurheſſiſchen Hauſes, haben die unterzeichneten Bevollmächtigten 
folgende, als ein Theil des Vertrages anzuſehende Erklärungen in das gegen⸗ 
wärtige Schlußprotokoll aufgenommen: 

1) Ihre Hochfürſtlichen Durchlauchten die Herren Agnaten der Philipps⸗ 
thaler Linien haben Sich darüber verſtändigt, daß die Zahlung der jährlichen 
Rente von 300 000 Mark und des im Voraus zu bezahlenden Betrages derſelben 
zu je einem Viertheil an Jeden der vertragſchließenden Herren Agnaten erfolge. 
Die weiteren Beſtimmungen über die künftige Zahlung der Rente bleiben der 
Fideikommißurkunde vorbehalten. 

2) Zu den Artikeln 2 I und 5 des Vertrages wird vereinbart: 

Außer der im Artikel 6 des Vertrages bezeichneten Summe ge 

langen zu dem dort beſtimmten Zeitpunkte die bis dahin vom 1. Januar 

1880 ab fälligen Beträge der im Artikel 2 I des Vertrages zugeſicherten 

Rente zur Auszahlung. Hierauf gelangen die für die Zeit vom 

1. Januar 1880 ab gezahlten Apanagen und Geldrenten zur Anrech⸗ 

dung Außerdem gelangt auf den für Seine Hochfürſtliche Durchlaucht 

den Landgrafen Ernſt entfallenden Antheil eine Summe von 5 000 Mark, 
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in Worten: Fünf Tauſend Mark, und auf den für Seine Hochfürſtliche 
Durchlaucht den Landgrafen Alexis entfallenden Antheil eine Summe 
von 3500 Mark, in Worten: Dreitauſend Fünfhundert Mark, zur An⸗ 
rechnung, wogegen Ihre Hochfürſtlichen Durchlauchten, eventuell deren 
Rechtsnachfolger, bis zum 31. März 1881 im Genuſſe der Ihnen 
bisher zuſtehenden Holzleiſtungen einſchließlich der Fuhrlohnentſchä⸗ 
digungen verbleiben. 

Es wird anerkannt, daß aus den zwiſchen der vormaligen Kur⸗ 
heſſiſchen und der Großherzoglich Sächſiſchen Regierung wegen Ge— 
währung von Holz aus den Großherzoglich Sächſiſchen Forſten an 
die Philippsthal⸗Barchfelder Linie am 12./29. Oktober 1817 und 


ar = 1831 abgeſchloſſenen Staatsverträgen für die gedachte Linie 
vom 1. April 1881 ab der Königlichen Staatsregierung gegenüber 
Rechte nicht mehr herzuleiten find und die Löſung dieſes Vertrags: 
verhältniſſes der Königlichen Staatsregierung überlaſſen bleibt. 

Ferner herrſcht Einverſtändniß darüber, daß in den nach Artikel 5 
des Vertrages in Wegfall kommenden Deputaten ſämmtliche Anſprüche 
der Philippsthaler Linien auf Lieferungen von Brenn- oder Nutzholz 
aus fiskaliſchen Forſten enthalten find, und endlich, daß das zwiſchen 
dem Fiskus und Seiner Hochfürſtlichen Durchlaucht dem Landgrafen 
Ernſt wegen der Brennholzabgabe ſchwebende Ablöſungsverfahren durch 
den vorliegenden Vertrag ſeine Erledigung findet. 


Ihre Hochfürſtlichen Durchlauchten ſind dahin übereingekommen „daß 

a) das Stadtſchloß zu Hanau Seiner Hochfürſtlichen Durchlaucht dem 
Landgrafen Ernſt, 

b) das Luſtſchloß zu Schönfeld bei Caſſel Seiner Hochfürſtlichen Durch— 
laucht dem Prinzen Carl, 

e) der Eckpavillon des Bellevueſchloſſes zu Caſſel Seiner Hochfürſtlichen 
Durchlaucht dem Landgrafen Alexis, 

d) das Schloß zu Rotenburg Seiner Hochfürſtlichen Durchlaucht dem 
Prinzen Wilhelm, 

und beziehungsweiſe Ihren Rechtsnachfolgern nach näherer Beſtimmung in der 

Fideikommißurkunde zur Benutzung zufallen. 

4) Ihre Hochfürſtlichen Durchlauchten wünſchen die Mitbenutzung der 
großen Hofloge im Königlichen Theater in Caſſel, ſowie des landesfürſtlichen 
Standes in der Garniſonkirche daſelbſt, ſelbſtverſtändlich vorbehaltlich der un— 
beſchränkten Dispoſition Seiner Majeſtät des Kaiſers und Königs für den Fall 
Allerhöchſtderen Anweſenheit. 

Die Bevollmächtigten der Königlichen Staatsregierung ſichern die Gewäh⸗ 
rung dieſes Wunſches zu, unter Aufrechterhaltung des freien Verfügungsrechts 
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Seiner Majeſtät, auch Anderen die Benutzung zu geſtatten, und der bevorzugten 
Glu. abfeiten der in Caſſel etwa weilenden Mitglieder des Königlichen 
auſes. 5 

5) Ihre Hochfürſtlichen Durchlauchten erklären — vorbehaltlich der Rechte 
der Philippsthaler Linien auf etwaige Anwartſchaft — Ihre Einwilligung, daß, 
ſoweit dies noch nicht geſchehen iſt, diejenigen Hypotheken der ſogenannten Prinzeß⸗ 
Charlotten⸗Stiftung, welche auf Seine Königliche Hoheit den Landgrafen Friedrich 
von Heſſen übergegangen ſind, im Grundbuche auf Höchſtdenſelben als Gläubiger 
überſchrieben und Höchſtdeſſen Verfügung unterſtellt werden. 

6) Seine Hochfürſtliche Durchlaucht der Landgraf Alexis wünſcht die 
Ueberlaſſung der zum Domanialvermögen gehörigen Kapelle in Herrenbreitungen, 
welche als Begräbnißſtätte früherer Mitglieder Seines Hauſes gedient hat. Höchſt⸗ 
derſelbe verpflichtet Sich, die Kapelle zu unterhalten und dem jeweiligen Pfarrer 
zu Herrenbreitungen das Mitaufſichtsrecht zu übertragen. f 

Die Bevollmächtigten der Königlichen Staatsregierung ſagen die Gewäh⸗ 
rung dieſes Wunſches unter der Vorausſetzung zu, daß die gedachte Kapelle dem 
Privatfamilienfideikommiß der Philippsthaler Linien der Heſſiſchen Fürſten⸗ 
familie einverleibt wird. 

7) Es herrſcht Einverſtändniß darüber, daß in allen nach Artikel 9 des 
Vertrages zur Erledigung kommenden Prozeſſen gegenſeitige Anſprüche auf Er⸗ 
ftattung von Koſten nicht beſtehen ; die gerichtlichen Koſten in ſämmtlichen Pro⸗ 
zeſſen, ſoweit fie noch nicht gezahlt worden ſind, bleiben außer Anſatz, die in der 
Reviſionsinſtanz erwachſenen Koſten übernimmt Seine Hochfürſtliche Durchlaucht 
der Prinz Wilhelm. 

Die auf Antrag Ihrer Hochfürſtlichen Durchlauchten erfolgten, auf zum 
Fideikommißvermögen des Kurfürſtlichen Hauſes gehörig geweſene Objekte bezüg⸗ 
lichen Eintragungen im Grundbuch, auch die außerprozeſſualiſch erfolgten, wie 
letztere namentlich bei den Königlichen Amtsgerichten Rodenberg und Grebenſtein 
ſtattgefunden haben, find auch auf einfeitigen Antrag der Königlichen Staats⸗ 
regierung wieder zu löſchen, mit Ausnahme derjenigen Eintragungen, welche auf 


die im Artikel 2 II des Vertrages aufgeführten Immobilien erfolgt ſind. Letztere 


Eintragungen bleiben bis zu der im §. 9 der Anlage A erwähnten Ueberſchreibung 
beſtehen. i 

8) Ihre Hochfürſtlichen Durchlauchten verpflichten Sich, die gegen Seine 
Königliche Hoheit den Landgrafen Friedrich von Heſſen wegen der zum Privat⸗ 
familienfideikommiß der Kurheſſiſchen Fürſtenfamilie gehörigen Silberkammer er⸗ 
hobene Klage zurückzunehmen, falls Seine Königliche Hoheit Sich damit ein⸗ 
verſtanden erklärt, daß die außergerichtlichen Koſten verglichen, die gerichtlichen 
aber, ſoweit dieſelben noch nicht bezahlt ſind, von jedem Theile zur Hälfte ge 
tragen werden. 

9) Ihre Hochfürſtlichen Durchlauchten geben dem Wunſche Ausdruck, es 
möge der Königlichen Staatsregierung gefallen, eine Nachzahlung der vereinbarten 
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Rente von dem Tage des Ablebens Seiner Königlichen Hoheit des Kurfürſten 
Friedrich Wilhelm ab bis zum 1. Januar 1880 an Sie eintreten zu laſſen und 
Ihnen außer den im Artikel 2 des Vertrages aufgeführten Grundſtücken ein 
weiteres, zu einem Abſteigequartier geeignetes Gebäude in Caſſel, etwa das 
vormals Gräflich Heſſenſtein ſche, jetzt zum Domanialvermögen gehörige Haus 
in der Königſtraße daſelbſt, oder das Schloß Schönburg in Hofgeismar zu 
überweiſen. 

Die Bevollmächtigten der Königlichen Staatsregierung erklären, daß dieſelbe 
ſich zu ihrem Bedauern nicht in der Lage ſehe, eine Erfüllung dieſes Wunſches 
in Ausſicht ſtellen zu können. 

10) Ihre Hochfürſtlichen Durchlauchten legen Werth darauf, das allſeitige 
Einverſtändniß darüber beſtätigt zu ſehen, daß durch den gegenwärtigen Vertrag 
die Ihnen und Ihren Rechtsnachfolgern an dem Fürſtlich Hanauiſchen und 
Gräflich Schaumburgiſchen Fideikommiſſe Horzowitz etwa zuſtehenden Succeſſions⸗ 
rechte nicht berührt werden. 


Berlin, den 13. Dezember 1880. 


(L. S.) Dr. Hans Rüdorff. 

(L. S.) Dr. Friedrich Renner. 

(L. S.) Oswald Freiherr v. Richthofen. 
(L. S.) Wilhelm Laymann. 


Die Genehmigung des Vertrages iſt erfolgt. 
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vertrag, 
betreffend 


die Anſpruͤche der Großherzoglichen Linie des Heſſiſchen Fuͤrſtenhauſes 
an das Fideikommißvermoͤgen des vormals Kurheſſiſchen Hauſes 
vom 13. Januar 1881. 


Nachdem Seine Majeſtät der Deutſche Kaiſer, König von Preußen und Seine 
Königliche Hoheit der Großherzog von Heſſen und bei Rhein beſchloſſen haben, 
die Anſprüche der Großherzoglichen Linie des Heſſiſchen Fürſtenhauſes an das 
Fideikommißvermögen des vormals Kurheſſiſchen Hauſes durch ein Abkommen zu 
regeln, haben zur Herbeiführung dieſer Regelung 
Seine Majeſtät der Deutſche Kaiſer, König von Preußen g 
Allerhöchſtihren Geheimen Ober⸗Finanzrath Dr. jur. Hans Rüdorff 
und Allerhöchſtihren Legationsrath Dr. jur. Oswald Freiherrn 
v. Richthofen, ü 


Seine Königliche Hoheit der Großherzog von Heſſen und bei Rhein 
Allerhöchſtihren außerordentliche Geſandten und bevollmächtigten Mi⸗ 
niſter, Staatsrath Dr. jur. Carl Neidhardt, 


zu Bevollmächtigten ernannt, welche nach Austauſch ihrer Vollmachten unter 
Vorbehalt der Ratifikation Folgendes verabredet haben. 


Artikel 1. 


Seine Königliche Hoheit der Großherzog von Heſſen und bei Rhein tritt 
hierdurch für Sich und die Großherzogliche Linie des Heſſiſchen Fürſtenhauſes den 
von der Krone Preußen mit Seiner Königlichen Hoheit dem Landgrafen Friedrich 
von Heſſen am 26. März 1873 und mit Ihren Hochfürſtlichen Durchlauchten 
dem Landgrafen Ernſt von Heſſen, dem Prinzen Karl von Heſſen-Philippsthal, 
dem Landgrafen Alexis von Heſſen-Philippsthal⸗Barchfeld und dem Prinzen 
Wilhelm von Heſſen-Philippsthal⸗Barchfeld am 13. Dezember 1880 zu Berlin 
abgeſchloſſenen Verträgen in allen ihren Theilen, insbeſondere hinſichtlich derjenigen 
Verpflichtungen und Anerkenntniſſe, welche Seine Königliche Hoheit der Landgraf 
Friedrich von Heſſen in den Artikeln und 2 des Vertrages vom 26. März 
1873, ſowie hinſichtlich derjenigen Rechtsbegebung, welche Ihre Hochfürſtlichen 
Durchlauchten in dem Artikel 1 des Vertrages vom 13. Dezember 1880 zu 
Gunſten der Krone Preußen eingegangen ſind, bei und überträgt die Ihm und 
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der Großherzoglichen Linie des Heſſiſchen Fürſtenhauſes an dem Fideikommiſſe des 
Kurfürſtlichen Hauſes, namentlich den in den Artikeln 1 und 2 des Vertrages 
vom 26. März 1873 aufgeführten Gegenſtänden deſſelben, zuſtehenden Rechte auf 
die Krone Preußen. 
Artikel 2. 


Sollte der Mannesſtamm der Caſſeler Linien des Heſſiſchen Fürſtenhauſes 
vor dem Mannesſtamme der Großherzoglichen Linie ausſterben, ſo ſoll die letztere 


Linie zur Succeſſion in das zufolge Artikel 5 des Vertrages vom 26. März 1873 


konſtituirte Privatfamilienfideikommiß der Kurheſſiſchen Fürſtenfamilie unter Feſt⸗ 
haltung und entſprechender Ergänzung der für dieſes Fideikommiß ergangenen 
ſtatutariſchen Beſtimmungen nach der Linealfolge und dem Rechte der Erſtgeburt 
in dem durch Artikel 4 des Vertrages vom 13. Dezember 1880 für den Fall der 
Succeſſion der Philippsthaler Linien feſtgeſetzten Umfange berufen fein. 

Gelangt die Großherzogliche Linie in dieſe Succeſſion, ſo treten die Nach⸗ 
folger in das Privatfamilienfideikommiß der Kurheſſiſchen Fürſtenfamilie für die 
Krone Preußen in die von letzterer nach Artikel 5 des Vertrages vom 26. März 
1873, beziehungsweiſe Artikel 7 des Vertrages vom 13. Dezember 1880 über⸗ 
nommene Verpflichtung ein, für eine angemeſſene Dotirung der überlebenden 
Prinzeſſinnen der Caſſeler Linien zu ſorgen. 

Mit dem Ausſterben des Mannesſtammes der Großherzoglichen Linie des 
Heſſiſchen Fürſtenhauſes fällt das Privatfamilienfideikommiß der Kurheſſiſchen 
Fürſtenfamilie, falls daſſelbe auf dieſe Linie übergegangen ſein ſollte, an die 
Krone Preußen zurück. 

Artikel 3. 


Die Ratifikations⸗Urkunden des gegenwärtigen Vertrages ſollen ſobald als 
möglich in Berlin ausgetauſcht werden. 


So geſchehen Berlin, den 13. Januar Ein Tauſend Acht Hundert Ein 
und Achtzig. 
(L. S.) Hans Rüdorff. 
(L. S.) Carl Neidhardt. 
(L. S.) Oswald Freiherr v. Richthofen. 


Vorſtehender Vertrag iſt ratiſtzirt worden und die Auswechſelung der 
Ratifikations⸗Urkunden hat ſtattgefunden. 
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(Nr. 8775.) Geſetz, betreffend die Abänderung von Beſtimmungen der Kreisordnung für die 
Provinzen Preußen, Brandenburg, Pommern, Poſen, Schleſien und Sachſen 
vom 13. Dezember 1872 und die Ergänzung derſelben. Vom 19. März 1881. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, was folgt: 


Artikel J. 

Die 98.13, 4, 7 Ziffer 2, 8 Abſatz 5 und 6, 10, 12, 13 Satz 1, 17, 
18 Sat 1 und 2, 19, 22, 23 Abſatz 2, 25, 30, 31 Abſatz 4, 32, 42, 49 
Abſatz 2, 51 Nr. 1, 56 Abſatz 3, 57 Abſatz 5 und 6, 61, 62 Abſatz 2, 65, 
67, 68, 72, 74, 97 Abſatz 1 Ziffer 7, 110 Abſatz 2, 113, 116 Ziffer 8 Abſatz 2, 
129, 133, 134 Nr. 3 und 5, 139, 170, 173, 175, 176, 177, 178, 180 und 181 
der Kreisordnung für die Provinzen Preußen, Brandenburg, Pommern, Poſen, 
Schleſien und Sachſen vom 13. Dezember 1872 (Geſetz-Samml. S. 661) werden 
durch nachſtehende, den bisherigen Zifferzahlen entſprechende Beſtimmungen erſetzt. 

Ingleichen werden hinter den $$. 26, 34, 49, 51, 54, 55, 70, 112, 128 
und 177 die folgenden neuen $$. 26a, 34a, 49a, 51a, 54a, 55a, 55b und 
550, 70a, 112a, 128a und 1773 eingeſtellt, ſowie den $$. 20, 51, 57 und 59 
nachſtehende Zuſätze hinzugefügt. 


5. 8. 


Die Veränderungen beſtehender Kreisgrenzen und die Bildung neuer, ſowie 
die Zuſammenlegung mehrerer Kreiſe erfolgt durch Geſetz. 

Der Bezirksrath beſchließt über die in Folge einer ſolchen Veränderung 
nothwendig werdende Auseinanderſetzung zwiſchen den betheiligten Kreiſen, vorbe⸗ 
haltlich der den letzteren gegeneinander zuſtehenden Klage bei dem Bezirksverwal— 
tungsgerichte. 

Veränderungen ſolcher Gemeinde- oder Gutsbezirksgrenzen, welche zugleich 
Kreisgrenzen ſind, ſowie die Vereinigung eines Grundſtückes, welches bisher einem 
Gemeinde- oder Gutsbezirke nicht angehörte, mit einem in einem anderen Kreiſe 
belegenen Gemeinde- oder Gutsbezirke, ziehen die Veränderung der betreffenden 
Kreisgrenzen und, wo die Kreis- und Wahlbezirksgrenzen zuſammenfallen, auch 
die Veränderung der letzteren ohne Weiteres nach ſich. 

Eine jede Veränderung der Kreisgrenzen iſt durch das Amtsblatt bekannt 
zu machen. s A 


Städte, welche mit Ausſchluß der aktiven Militärperſonen eine Einwohner: 
zahl von mindeſtens 25 000 Seelen haben und gegenwärtig einem Landkreiſe an⸗ 
gehören, ſind befugt, für ſich einen Kreisverband, Stadtkreis (§. 169), zu bilden 
und zu dieſem Behufe aus dem bisherigen Kreisverbande auszuſcheiden. 
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Auf den Antrag der Stadt wird dieſelbe durch den Miniſter des Innern 
für ausgeſchieden erklärt. 

Durch Königliche Verordnung kann nach Anhörung des Provinzialland⸗ 
tages auch Städten von geringerer Einwohnerzahl auf Grund beſonderer Ver⸗ 
hältniſſe das Ausſcheiden aus dem bisherigen und die Bildung eines eigenen 
Kreisverbandes geſtattet werden. 

Es iſt jedoch zuvor in allen Fällen eine Auseinanderſetzung darüber zu 
treffen, welchen Antheil die ausſcheidende Stadt an dem gemeinſamen Aktiv- und 
Paſſivvermögen des bisherigen Kreiſes, ſowie etwa an fortdauernden Leiſtungen 
zu gemeinſamen Zwecken der beiden neuen Kreiſe zu übernehmen hat. 

Ueber die Auseinanderſetzung beſchließt der Bezirksrath vorbehaltlich der den 
Betheiligten gegeneinander zuſtehenden Klage bei dem Bezirksverwaltungsgerichte. 


§. 7 Ziffer 2. 
2) Zur Mitbenutzung der öffentlichen Einrichtungen und Anſtalten des 
Kreiſes nach Maßgabe der für dieſelben beſtehenden Beſtimmungen. 


§. 8 Abſatz 5 und 6. 


Wer ſich ohne einen der vorbezeichneten Entſchuldigungsgründe weigert, ein 
unbeſoldetes Amt in der Verwaltung oder Vertretung des Kreiſes zu übernehmen 
oder das übernommene Amt drei Jahre hindurch zu verſehen, ſowie derjenige, 
welcher ſich der Verwaltung ſolcher Aemter trotz vorhergegangener Aufforderung 
ſeitens des Kreisausſchuſſes thatſächlich entzieht, kann durch Beſchluß des Kreis⸗ 
tages für einen Zeitraum von drei bis ſechs Jahren der Ausübung ſeines Rechtes 
auf Theilnahme an der Vertretung und Verwaltung des Kreiſes für verluſtig 
erklärt und um ein Achtel bis ein Viertel ſtärker als die übrigen Kreisangehörigen 
zu den Kreisabgaben herangezogen werden. 

Gegen den Beſchluß des Kreistages findet innerhalb zwei Wochen die Klage 
bei dem Bezirksverwaltungsgerichte ſtatt. a 


$. 10. 


Die Vertheilung der Kreisabgaben darf nach feinem anderen Maßſtabe, 
als nach dem Verhältniſſe der von den Kreisangehörigen zu entrichtenden direkten 
Staatsſteuern, und zwar nur durch Zuſchläge zu denſelben, beziehungsweiſe zu 
den nach $$. 14 und 15 zu ermittelnden fingirten Steuerſätzen der Forenſen, 
juriſtiſchen Perſonen ꝛc. erfolgen. 

Die Grund-, Gebäude- und die von dem Gewerbebetriebe auf dem platten 
Lande aufkommende Gewerbeſteuer der Klaſſe A J iſt hierbei mindeſtens mit der 
Hälfte und höchſtens mit dem vollen Betrage desjenigen Prozentſatzes heranzu⸗ 
ziehen, mit welchem die Klaſſen- und klaſſifizirte Einkommenſteuer belaſtet wird. 
Im Uebrigen kann die Gewerbeſteuer von der Heranziehung ganz freigelaſſen, 
darf aber keinesfalls dazu mit einem höheren Prozentſatze, als die Grund- und 
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Gebäudeſteuer herangezogen werden. Ausgeſchloſſen von der Heranziehung bleibt 
die Gewerbeſteuer vom Hauſirgewerbe. f 

Die erſte Stufe der Klaſſenſteuer (§. 7 des Geſetzes vom ER 
GeſetzSamml. 1873 S. 213 ff.) kann von der Heranziehung zu den Kreis⸗ 
abgaben ganz freigelaſſen oder dazu mit einem geringeren Prozentſatze, als die 
übrigen Stufen der Klaſſenſteuer und die klaſſifizirte Einkommenſteuer herangezogen 
werden. Bei den Vorſchriften des $. 9a des oben erwähnten Geſetzes behält es 
ſein Bewenden. 


F. 12. | | 


Der Maßſtab, nach welchem die Kreisabgaben zu vertheilen find, iſt für 
jeden Kreis bis zum 30. Juni 1874 ein für alle Mal feſtzuſtellen und demnächſt 
unverändert zur Anwendung zu bringen. Der Kreistag iſt jedoch befugt, hierbei 
zu den Kreisabgaben für Verkehrsanlagen die Grund⸗ und Gebäudeſteuer, ſowie 
die von dem Gewerbebetriebe auf dem platten Lande aufkommende Gewerbeſteuer 
der Klaſſe A I innerhalb der im $. 10 feſtgeſetzten Grenzen mit einem höheren 
Prozentſatze als zu den übrigen Kreisabgaben heranzuziehen, beziehungsweiſe nach 
Maßgabe des $. 10 Abſatz 3 die erſte Stufe der Klaſſenſteuer von der Heran— 
ziehung zu dieſen Kreisabgaben ganz freizulaſſen oder dazu mit einem geringeren 
Prozentſatze heranzuziehen. 

Kommt ein gültiger Kreistagsbeſchluß über den Vertheilungsmaßſtab 
innerhalb der feſtgeſetzten Zeit nicht zu Stande, ſo werden bis zur Herbeiführung 
dieſes Beſchluſſes die Kreisabgaben auf die ſämmtlichen direkten Staatsſteuern, 
mit Ausſchluß der Hauſirergewerbeſteuer, nach Maßgabe des $. 10 Abſatz 1 
gleichmäßig vertheilt. 

Der Kreistag kann den feſtgeſtellten Maßſtab von fünf zu fünf Jahren 
einer Reviſion unterziehen. 

Wo gegenwärtig mit Königlicher Genehmigung zu beſtimmten Zwecken 
Kreisabgaben nach beſonderer Vertheilungsart erhoben werden, behält es dabei 
bis zum 31. Dezember 1875 ſein Bewenden, ſofern nicht der Kreistag ſchon in 
der Zwiſchenzeit auch hierfür den Uebergang zu dem, nach dem gegenwärtigen 
Geſetze feſtgeſtellten Maßſtabe für die Vertheilung der Kreisabgaben beſchließt. 
Vom 1. Januar 1876 ab tritt der nach dieſem Geſetze feſtzuſtellende Maßſtab 
(Abſatz 1 und 2) auch für die bezeichneten Abgaben von ſelbſt in Kraft. 


§. 13 Satz 1. 


Sofern es ſich um Kreiseinrichtungen handelt, welche in beſonders hervor⸗ 
ragendem oder in beſonders geringem Maße einzelnen Kreistheilen zu Gute 
kommen, kann der Kreistag beſchließen, für die Kreisangehörigen dieſer Kreis- 
theile eine nach Quoten der Kreisabgaben zu bemeſſende Mehr: oder Minder⸗ 
belaſtung eintreten zu laſſen. 
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Die dem Staate gehörigen, zu einem öffentlichen Dienſte oder Gebrauche 
beſtimmten Liegenſchaften und Gebäude, die Königlichen Schlöſſer, ſowie die im 
F. 4 zu e und d des Geſetzes vom 21. Mai 1861, betreffend die anderweite 
Regelung der Grundſteuer (Geſetz-Samml. S. 253), im Artikel I des Geſetzes 
vom 12. März 1877 (Geſetz-Samml. S. 19) und im $. 3 zu 2 bis 6 des 
Geſetzes vom 21. Mai 1861, betreffend die Einführung einer allgemeinen Ge⸗ 
bäudeſteuer (Geſetz-Samml. S. 317), bezeichneten Grundſtücke und Gebäude ſind 
von den Kreislaſten befreit. 


§. 18 Satz 1 und 2. 


Bis zur anderweiten geſetzlichen Regelung bleiben die Dienſtgrundſtücke der 
Geiſtlichen, Kirchendiener und Elementarſchullehrer gleichfalls von den Kreislaſten 
befreit. Auch iſt bis zu dieſer Regelung die Beſteuerung des Dienſteinkommens 
der unmittelbaren und mittelbaren Staatsbeamten nur nach Maßgabe der $$. 2 
und 3 des Geſetzes vom 11. Juli 1822 (Geſetz⸗Samml. S. 184) und nur in- 
ſoweit zuläſſig, als die Beiträge derſelben zu den Bedürfniſſen der Gemeinden 
ihres Wohnorts nicht bereits das in den gedachten Geſetzesvorſchriften beſtimmte 
Maximum erreichen, und auch dann nur innerhalb der Grenzen der letzteren. 


$. 19. 


Auf Beſchwerden und Einſprüche, betreffend: 

1) das Recht zur Mitbenutzung der öffentlichen Einrichtungen und An— 

ſtalten des Kreiſes, 

2) die Heranziehung oder die Veranlagung zu den Kreisabgaben, 
beſchließt der Kreisausſchuß. 

Beſchwerden und Einſprüche der zu 2 gedachten Art ſind innerhalb einer 
Friſt von zwei Monaten nach erfolgter Bekanntmachung der Abgabebeträge bei 
dem Kreisausſchuſſe anzubringen. Einſprüche gegen die Höhe von Kreiszuſchlägen 
zu den direkten Staatsſteuern, welche ſich gegen den Prinzipalſatz der letzteren 
richten, ſind unzuläſſig. 

Gegen den Beſchluß des Kreisausſchuſſes findet innerhalb zwei Wochen die 
Klage bei dem Bezirksverwaltungsgerichte ſtatt. Hierbei iſt die Zuſtändigkeit der 
Verwaltungsgerichte auch inſoweit begründet, als bisher durch §. 79 Litel 14 
Theil II Allgemeinen Landrechts, beziehungsweiſe $$. 9, 10 des Geſetzes über die 
Erweiterung des Rechtsweges vom 24. Mai 1861 (Geſetz-Samml. S. 241) oder 
ſonſtige beſtehende Vorſchriften der ordentliche Rechtsweg für zuläſſig erklärt war. 

Die Beſchwerden und die Einſprüche, ſowie die Klage haben keine auf: 
ſchiebende Wirkung. 
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$. 20 Zuſatz. 
Die Kreisſtatuten und Reglements ſind durch das Kreisblatt und, wo ein 
ſolches nicht beſteht, durch das Amtsblatt auf Koſten des Kreiſes bekannt zu 
machen. 


$. 22. 


Dem Gemeindevorfteher (Schulze, Scholze, Richter, Dorfrichter) ſtehen zwei 
Schöffen (Schöppen, Gerichtsmänner, Gerichts⸗ oder Dorfgeſchworene) zur Seite, 
welche ihn in den ihm obliegenden Amtsgeſchäften zu unterſtützen und in Be 
hinderungsfällen zu vertreten haben. 

Wo die Zahl der Schöffen nach den beſtehenden Beſtimmungen eine größere 
iſt, verbleibt es bei derſelben. 

Auch kann auf Antrag der Gemeinde die Zahl der Schöffen durch Be⸗ 
ſchluß des Kreisausſchuſſes nach Anhörung des Amtsvorſtehers vermehrt werden. 


§. 23 Abſatz 2. 
Vater und Sohn dürfen nicht gleichzeitig Gemeindevorſteher und Schöffen ſein. 


§. 25. 


Wegen der Verpflichtung zur Uebernahme, ſowie wegen der Gründe für 
die Ablehnung des Amtes eines Gemeindevorſtehers oder Schöffen finden die 
Vorſchriften der Abſätze 1 bis 4 des $. 8 mit der Maßgabe Anwendung, daß 
an die Stelle des Kreistages (Abſatz 2 Ziffer 5 a. a. O.) die Gemeindevertretung 
und, wo eine ſolche nicht beſteht, die Gemeindeverſammlung tritt. 

Wer fi) ohne einen der im F. 8 Abſatz 2 bezeichneten Entſchuldigungsgründe 
weigert, das Amt eines Gemeindevorſtehers oder Schöffen zu übernehmen, oder 
das übernommene Amt drei Jahre hindurch zu verſehen, ſowie derjenige, welcher 
ſich der Verwaltung ſolcher Aemter thatſächlich entzieht, kann durch Beſchluß der 
Gemeindevertretung und, wo eine ſolche nicht beſteht, des Gemeindevorſtandes 
für einen Zeitraum von drei bis ſechs Jahren der Ausübung ſeines Rechts auf 
Theilnahme an der Vertretung und Verwaltung der Gemeinde für verlustig er 
klärt und um ein Achtel bis ein Viertel ſtärker, als die übrigen Gemeindeange⸗ 
hörigen, zu den Gemeindeabgaben herangezogen werden. Gegen den Beſchluß der 
Gemeindevertretung beziehungsweiſe des Gemeindevorſtandes findet innerhalb zwei 
Wochen die Klage bei dem Kreisausſchuſſe ftatt. 


F. 26 a. 


Die Beſtimmungen des $. 26 finden auch auf andere Gemeindebeamte 
Anwendung, deren Wahl nach Maßgabe des Geſetzes der Beſtätigung bedarf. 
(Nr. 8775.) 
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$. 30. 


Der Gemeindevorſteher hat insbeſondere das Recht und die Pflicht: 


1) der vorläufigen Feſtnahme und Verwahrung einer Perſon nach den 
Vorſchriften des §. 127 der Strafprozeßordnung für das Deutſche Reich 
vom 1. Februar 1877 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 253) und des F. 6 des 
Geſetzes zum Schutze der perſönlichen Freiheit vom 12. Februar 1850 
(Geſetz-Samml. S. 45); 

2) die unter Polizeiaufſicht ſtehenden Perſonen zu beauffichtigen; 

3) die ihm von dem Amtsvorſteher, der Staats- oder Amtsanwaltſchaft 
aufgetragenen polizeilichen Maßregeln auszuführen und Verhandlungen 
aufzunehmen; 

4) die in den $$. 8 ff. des Geſetzes über die Aufnahme neu anziehender 
Perſonen vom 31. Dezember 1842 (Geſetz-Samml. 1843 S. 5) vor: 
geſchriebene Meldung entgegenzunehmen. 


$. 31 Abſatz 4. 


Ehefrauen, ſowohl groß⸗ wie minderjährige, werden rückſichtlich der ange: 
führten Rechte und Pflichten durch ihren Ehemann, Kinder unter väterlicher Ge— 
walt durch ihren Vater und bevormundete Perſonen durch ihren Vormund oder 0 
Pfleger vertreten. N 


$. 32. 


Die Beſtellung eines Stellvertreters muß erfolgen, wenn 

1) das Gut einer juriſtiſchen Perſon, einer Aktiengeſellſchaft oder einer 
Kommanditgeſellſchaft auf Aktien gehört, oder wenn mehrere Mitbeſitzer 
ſich nicht darüber einigen, wer von ihnen die Geſchäfte des Guts— 
vorſtehers wahrnehmen foll; 

2) der Gutsbeſitzer kein Angehöriger des Deutſchen Reiches iſt; 

3) derſelbe nicht ſeinen beſtändigen Aufenthalt im Gutsbezirke oder in 
deſſen unmittelbarer Nähe hat, 

oder 


4) wegen Krankheit oder aus anderen in ſeiner Perſon liegenden Gründen 
außer Stande iſt, die Pflichten eines Gutsvorſtehers zu erfüllen. 


In den vorſtehend unter 1 bis 4 bezeichneten Fällen kann auf den Antrag des 
Gutsbeſitzers auch ein Stellvertreter für den ernannten Gutsvorſteher beſtellt 
werden, welcher in Fällen der Behinderung des letzteren die Gutsvorſtehergeſchäfte 
wahrzunehmen hat. 

Für die von dem Hauptgute entfernt belegenen Theile eines ſelbſtſtändigen 
Gutsbezirkes kann von dem Kreisausſchuſſe die Beſtellung beſonderer Stellvertreter 


= 


angeordnet werden, ſofern dies für eine ordnungsmäßige örtliche Verwaltung 
erforderlich iſt. 
$. 34 a. 

Der Kreisausſchuß beſchließt auf Antrag der Betheiligten über die Feſt⸗ 
ſetzung der Dienſtunkoſtenentſchädigung der Gemeindevorſteher, der baaren Aus⸗ 
lagen der Schöffen, der Remuneration ſtellvertretender Gutsvorſteher ($$. 28 und 
34), ſowie über die Feſtſetzung der Beſoldungen und Remunerationen anderer 
Gemeindebeamten. 

$. 42. 


Entſtehen bei dem Auseinanderſetzungsverfahren ($. 41) Streitigkeiten dar⸗ 
über, ob mit einem Grundſtücke die Verpflichtung zur Verwaltung des Schulzen⸗ 
amtes verbunden iſt, oder ob und welche Grundſtücke, Gerechtigkeiten, Vorrechte 
oder Befreiungen der in den $$. 38 und 39 gedachten Art zurückzugewähren, 
beziehungsweiſe aufzuheben ſind, oder wird die Vollziehung des Rezeſſes von den 
Betheiligten verweigert, oder die Beſtätigung des Rezeſſes (F. 41 Abſatz 2) von 
dem Kreisausſchuſſe verſagt, fo find die Verhandlungen zum weiteren Verfahren und 
zur 1 an die betreffende Ausetnanderſetzungsbehörde (Generalkommiſſion) 
abzugeben. 

Gegen die Entſcheidung der Generalkommiſſion findet die Berufung an 
das Oberlandeskulturgericht ſtatt, welches endgültig entſcheidet. 

Vor der Entſcheidung in erſter und zweiter Inſtanz iſt das Gutachten des 
Kreisausſchuſſes einzuholen und den Betheiligten zur Erklärung mitzutheilen. 


F. 49 Abſatz 2. 

Die Reviſion und endgültige Feſtſtellung, ſowie jede ſpätere Abänderung 
der Amtsbezirke erfolgt durch den Provinzialrath im Einvernehmen mit dem 
Miniſter des Innern nach vorheriger Anhörung der Betheiligten und des Kreistages. 

Die endgültige Feſtſtellung der Amtsbezirke darf erſt nach Ablauf einer 
öffentlich bekannt zu machenden angemeſſenen Friſt ſtattfinden. 


$. 49a. 

Dem Provinzialrathe fteht die Befugniß zu, im Einvernehmen mit dem 
Miniſter des Innern ländliche Gemeinde: und Gutsbezirke, welche innerhalb der 
Feldmark einer zu einem Landkreiſe gehörigen Stadt belegen ſind oder unmittelbar 
an dieſelbe angrenzen, bezüglich der Verwaltung der Polizei nach Anhörung der 
Betheiligten und des Kreistages mit dem Bezirke der Stadt zu vereinigen, ſofern 
dies im öffentlichen Intereſſe nothwendig iſt. 

In Ermangelung einer Einigung unter den Betheiligten wird der Beitrag 
der betreffenden Landgemeinde, beziehungsweiſe des betreffenden Gutsbezirkes zu 
den Koſten der ſtädtiſchen Polizeiverwaltung von dem Bezirksrathe feſtgeſetzt. 

Der Provinzialrath kann im Einvernehmen mit dem Miniſter des Innern 
in den Fällen des erſten Abſatzes gleichzeitig die Ausſcheidung der betreffenden 
Landgemeinden und Gutsbezirke aus dem Amtsbezirke, welchem ſie bisher ange⸗ 
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hörten, ausſprechen. Ueber die hierdurch nothwendig werdende Auseinanderſetzung 
zwiſchen den Betheiligten beſchließt der Kreisausſchuß. Gegen den Beſchluß findet 
innerhalb zwei Wochen der Antrag auf mündliche Verhandlung im Verwaltungs⸗ 
ſtreitverfahren ſtatt. 

$. 51 Nr. 1. 


1) In den zuſammengeſetzten Amtsbezirken beſteht der Amtsausſchuß aus 
Vertretern ſämmtlicher zum Amtsbezirke gehörigen Gemeinden und ſelbſt⸗ 
ſtändigen Gutsbezirke. Jede Gemeinde und jeder Gutsbezirk iſt wenigſtens 
durch einen Abgeordneten zu vertreten. 

Die Vertretung der Gemeinden erfolgt zunächſt durch den Ge⸗ 
meindevorſteher, ſodann durch die Schöffen und, wenn auch deren Zahl 
nicht ausreicht, durch andere von der Gemeinde zu wählende Mitglieder. 

Die Zahl der von jeder Gemeinde zu entſendenden Vertreter, 
fowie der jedem Gutsbezirk einzuräumenden Stimmen wird mit Rückſicht 
auf die Steuerleiſtungen und die Einwohnerzahl durch ein nach Anhö⸗ 
rung der Betheiligten auf den Vorſchlag des Kreisausſchuſſes von dem 
Kreistage zu erlaſſendes Statut geregelt. Beſchwerden gegen dieſes 
Statut unterliegen der endgültigen Beſchlußfaſſung des Bezirksrathes. 

Vertreter einer Gemeinde oder eines Gutsbezirkes bei dem Amts⸗ 
ausſchuſſe können nur Perſonen ſein, welche die im §. 96 unter a und 
b bezeichneten Eigenſchaften beſitzen. N 


§. 51a. 

Gegen das zum Zwecke der Wahl eines Abgeordneten zum? Amtsausſchuſſe 
(§. 51 Nr. 1) ſtattgehabte Wahlverfahren kann jedes Mitglied der Wahlverſamm⸗ 
lung innerhalb zwei Wochen Einſpruch bei dem Vorſitzenden des Wahlvorſtandes 
erheben. Die Beſchlußfaſſung über den Einſpruch, über welchen die Betheiligten 
vorab zu hören find, ſteht dem Amtsausſchuſſe zu. 

Im Uebrigen prüft der Amtsausſchuß die Legitimation feiner Mitglieder 
von Amtswegen und beſchließt darüber. 

Jede Wahl verliert dauernd oder vorübergehend ihre Wirkung, wenn ſich 
ergiebt, daß die für die Wählbarkeit vorgeſchriebenen Bedingungen nicht vorhanden 
geweſen ſind, oder wenn dieſe Bedingungen gänzlich oder zeitweiſe aufhören. Das 
Gleiche gilt in Bezug auf die unmittelbar auf dem Geſetze beruhende Mitgliedschaft 
des Amtsausſchuſſes. Der Amtsausſchuß hat darüber zu beſchließen, ob einer 
der gedachten Fälle eingetreten iſt. 

Gegen die nach Maßgabe der vorſtehenden Beſtimmungen gefaßten Beſchlüſſe 
des Amtsausſchuſſes findet innerhalb zwei Wochen die Klage bei dem Kreisaus⸗ 
ſchuſſe ſtatt. Dieſelbe ſteht auch dem Amtsvorſteher zu. Die Klage hat keine auf⸗ 
ſchiebende Wirkung, jedoch dürfen Erſatzwahlen vor rechtskräftiger Entſcheidung 
nicht vorgenommen werden. ö 
Bi Für das Streitverfahren kann der Amtsausſchuß einen beſonderen Vertreter 

eſtellen. 
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$. 54a. 


Beſchlüſſe des Amtsausſchuſſes, welche deſſen Befugniſſe überſchreiten oder 
die Geſetze verletzen, hat der Amtsvorſteher, entſtehenden Falles auf Anweiſung 
der Auffichtsbehörde, unter Angabe der Gründe, mit aufſchiebender Wirkung zu 
beanſtanden. 5 

Gegen die Verfügung des Amtsvorſtehers ſteht dem Amtsausſchuſſe inner⸗ 
halb einer Friſt von zwei Wochen die Klage bei dem Kreisausſchuſſe zu. Zur 
Wahrnehmung ſeiner Rechte im Verwaltungsſtreitverfahren kann der Amtsausſchuß 
einen beſonderen Vertreter wählen. 


$. 55a. 

Beſchlüſſe der Amtsverbände, betreffend die Veräußerung von Grundſtücken 
oder Immobiliarrechten oder die Aufnahme von Anleihen, durch welche der Amts⸗ 
verband mit einem Schuldenbeſtande belaſtet, oder der bereits vorhandene Schulden⸗ 
beſtand vergrößert werden würde, bedürfen der Beſtätigung des Kreisausſchuſſes. 
Ohne dieſe Genehmigung ſind die bezeichneten Rechtsgeſchäfte nichtig. 

Bis zum Erlaß einer Landgemeindeordnung iſt zur Aufnahme von Anleihen 
durch den Amtsausſchuß die Zuſtimmung ſämmtlicher zu dem Amtsbezirke gehö— 
riger Gemeinden und Gutsbezirke nothwendig. 


F. 55 b. 
Der Kreisausſchuß beſchließt an Stelle der Aufſichtsbehörde: 


1) über die Art der gerichtlichen Zwangsvollſtreckung wegen Geldforderungen 
gegen Amtsverbände (F. 15 zu 4 des Einführungsgeſetzes zur Deutſchen 

Cwwilprozeßordnung vom 30. Januar 1877, Reichs-Geſetzbl. S. 244); 

2) über die Feſtſtellung und den Erſatz der bei Kaſſen und anderen Ver- 
waltungen der Amtsverbände vorkommenden Defekte nach Maßgabe der 
Verordnung vom 24. Januar 1844 (Geſetz-Samml. S. 52), 

3) über die verweigerte Abnahme oder Entlaſtung von Rechnungen der 
rechnungsführenden Beamten. 


Der Beſchluß zu 2 und 3 ift, vorbehaltlich des ordentlichen Rechtsweges, 
endgültig. 
§. 55. 

Die Aufficht des Staates über die Verwaltung der Angelegenheiten der 
Amtsverbände wird in erſter Inſtanz von dem Kreisausſchuſſe, in höherer und 
letzter Inſtanz von dem Bezirksrathe geübt. e 

Beſchwerden bei den Auſſichtsbehörden in Angelegenheiten der Amtsverbände 
find in allen Inſtanzen innerhalb zwei Wochen anzubringen. f 
Gef. Samml. 1881. (Nr. 8775.) 24 
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$. 56 Abſatz 3. 


Lehnt ein Kreistag die Aufforderung des Oberpräſidenten zur Vervoll⸗ 
ſtändigung dieſer Vorſchläge ab, jo hat der Provinzialrath auf Antrag des 
Oberpräſidenten darüber zu beſchließen, ob und welche Perſonen nachträglich in 
die Vorſchlagsliſte aufzunehmen ſind. 


§. 57 Abſatz 5, 6 und 7. 


Iſt der Amtsvorſteher bei der Erledigung eines Amtsgeſchäftes perſönlich 
betheiligt, fo hat der Kreisausſchuß den Stellvertreter oder einen der benachbarten 
Amtsvorſteher, beziehungsweiſe Bürgermeiſter, damit zu betrauen. 

In den Gemeinden, welche einen eigenen Amtsbezirk bilden, vertritt nach 
der Beſtimmung des Kreisausſchuſſes einer der Schöffen den Gemeindevorſteher 
in ſeiner Eigenſchaft als Amtsvorſteher. i 

In den Fällen der Abſätze 5 und 6 iſt der Beſchluß des Kreisausſchuſſes 
endgültig. 

§. 59 Zuſatz. a 
f Unter der nach Ziffer 1 dem Amtsvorſteher übertragenen Waſſerpolizei iſt 
die Strom, Schifffahrts⸗ und Hafenpolizei nicht begriffen. 


$. 61. 

Der Kreisausſchuß beſtimmt endgültig denjenigen Amtsvorſteher, beziehungs⸗ 
weiſe Bürgermeiſter, welcher die in Bezug auf die öffentlichen Wege noth⸗ 
wendigen Anordnungen zu treffen hat, wenn die Betheiligten verſchiedenen Amts⸗ 
bezirken, beziehungsweiſe Amts- und Stadtbezirken, angehören. 

Diese Beſtimmung findet gleichmäßig Anwendung auf die in Vorfluths⸗ 
und anderen polizeilichen Angelegenheiten zu treffenden Anordnungen. 


§. 62 Abſatz 2. 

Verſagt der Amtsausſchuß die Zuſtimmung, ſo kann dieſelbe auf Antrag 
des Amtsvorſtehers durch Beſchluß des Kreisausſchuſſes ergänzt werden. Der 
Beſchluß iſt endgültig. 

$. 65. 

Die Gemeinde- und Gutsvorſteher ſind verbunden, den Anweiſungen und 
Aufträgen des Amtsvorſtehers, welche derſelbe in Gemäßheit feiner geſetzlichen 
Befugniſſe in Dienſtangelegenheiten an ſie erläßt, nachzukommen, und können 
hierzu von ihm unter Anwendung der den Ortspolizeibehörden nach F. 68 des 
Geſetzes über die Organiſation der allgemeinen . vom 26. Juli 1880 
(Geſetz-Samml. S. 291) zuſtehenden Zwangsmittel, mit Ausnahme der Haft⸗ 
ſtrafe, angehalten werden. Ein Ordnungsſtrafrecht fteht dem Amtsvorſteher 
gegen die Gemeinde- und Gutsvorſteher nicht zu. 


ö 
I 


Die Gendarmen haben den Requiſitionen des Amtsvorſtehers in polizei⸗ 
lichen Angelegenheiten zu genügen. Der Dienſtaufſicht des Amtsvorſtehers unter- 


liegen ſie nicht. 
Ben $. 67. 


Der Kreisausſchuß beſchließt über Beſchwerden gegen Verfügungen der 
Amtsvorſteher in nicht polizeilichen Angelegenheiten. 

Die Aufſicht über die Geſchäftsführung der Amtsvorſteher führt der Land⸗ 
rath als Vorſizender des Kreisausſchuſſes. 5 


$. 68. 


Bezüglich der Dienſtvergehen der Amtsvorſteher finden die Beſtimmungen 
des Geſetzes vom 21. Juli 1852, betreffend die Dienſtvergehen der nicht. richter- 
lichen Beamten (Geſetz-Samml. S. 465), mit folgenden Maßgaben Anwendung: 

1) Ueber die Verhängung von Ordnungsſtrafen gegen die Amtsvorſteher 
beſchließt im Umfange des den Provinzialbehörden beigelegten Ordnungs⸗ 
ſtrafrechtes der Kreisausihuß und im Umfange des dem Miniſter 
beigelegten Ordnungsſtrafrechtes der Regierungspräſident. Dem Land⸗ 
rathe ſteht das Recht zur Verhängung von Ordnungsſtrafen gegen die 
Amtsvorſteher nicht zu. 

Gegen den Beſchluß des Kreisausſchuſſes findet innerhalb zwei 
Wochen die Beſchwerde an den Bezirksrath, gegen die Strafverfügungen 
des Regierungspräſidenten innerhalb gleicher Friſt die Beſchwerde an 
den Oberpräſidenten ſtatt. 

Gegen den auf die Beſchwerde ergehenden Beſchluß des Bezirks. 
rathes, beziehungsweiſe des Oberpräſidenten, findet innerhalb zwei 
Wochen die Klage bei dem Oberverwaltungsgerichte ſtatt. 

2) In dem auf Entfernung aus dem Amte gerichteten Verfahren wird 
die Einleitung des Disziplinarverfahrens von dem Landrathe oder von 
dem Negierungspräfidenten verfügt und von demſelben der Unter⸗ 
ſuchungskommiſſar, ſowie der Vertreter der Staatsanwaltſchaft für die 
erſte Inſtanz ernannt. 

Die entſcheidende Behörde erſter Inſtanz iſt der Kreisausſchuß, 
die entſcheidende Behörde zweiter Inſtanz das Oberverwaltungsgericht. 
Der Vertreter der Staatsanwaltſchaft bei dem Oberverwaltungsgerichte 
wird von dem Miniſter des Innern ernannt. 


F. 70a. 
Auf Beſchwerden und Einſprüche, betreffend: 
1) das Recht zur Mitbenutzung der öffentlichen Einrichtungen und An⸗ 
ſtalten des Amtsbezirkes, 
2) die Heranziehung oder die Veranlagung zu den Koften der Amts: 
verwaltung oder zu anderen Amtsabgaben, \ 
beſchließt — in zuſammengeſetzten Amtsbezirken — der Amtsausſchuß. 
(Jr. 8775.) 24% 


e 


Beſchwerden und Einſprüche der zu 2 gedachten Art ſind innerhalb einer 
Friſt von zwei Monaten nach Bekanntmachung der Abgabebeiträge bei dem 
Amtsvorſteher anzubringen. Einſprüche gegen die Höhe von Amtszuſchlägen zu 
den direkten Staatsſteuern, welche ſich gegen den Prinzipalſatz der letzteren richten, 
ſind unzuläſſig. N 

Gegen den Beſchluß des Amtsausſchuſſes findet innerhalb zwei Wochen die 
Klage bei dem Kreisausſchuſſe ſtatt. Hierbei finden die Vorſchriften des §. 19 
Abſatz 3 Satz 2 Anwendung. 

Die Beſchwerden und die Einſprüche, ſowie die Klage, haben keine auf⸗ 
ſchiebende Wirkung. 


6. 72. 

Unterläßt oder verweigert ein Amtsverband die ihm geſetzlich obliegenden, 
von der Behörde innerhalb der Grenzen ihrer Zuſtändigkeit feſtgeſtellten Leiſtungen 
auf den Haushaltsetat zu bringen oder außerordentlich zu genehmigen, ſo verfügt 
der Landrath unter Anführung der Gründe die Eintragung in den Etat, 
beziehungsweiſe die Feſtſtellung der außerordentlichen Ausgabe. 

Gegen die Verfügung des Landrathes ſteht dem Amtsverbande innerhalb 
zwei Wochen die Klage bei dem Bezirksverwaltungsgerichte zu. Zur Ausführung 
der Rechte des Amtsverbandes kann der Amtsausſchuß einen beſonderen Ver— 
treter beſtellen. 

. 

Der Landrath wird vom Könige ernannt. 

Der Kreistag iſt befugt, für die Beſetzung des erledigten Landrathsamtes 
geeignete Perſonen, welche ſeit mindeſtens einem Jahre dem Kreiſe durch Grund: 
beſitz oder Wohnſitz angehören, in Vorſchlag zu bringen. 

Geeignet zur Bekleidung der Stelle eines Landrathes find diejenigen Per— 
ſonen, welche: 

1) die Befähigung zum höheren Verwaltungs- oder Juſtizdienſte erlangt 

haben, oder 

2) dem Kreiſe ſeit mindeſtens einem Jahre durch Grundbeſitz oder 

Wohnſitz angehören und zugleich mindeſtens während eines vierjährigen 
Zeitraums entweder 
a) als Referendare im Vorbereitungsdienſte bei den Gerichten und 
Verwaltungsbehörden, 
oder 
b) in Selbſtverwaltungsämtern des betreffenden Kreiſes, des Bezirkes 
oder der Provinz — jedoch nicht lediglich als Stellvertreter oder 
als Mitglieder von Kreiskommiſſionen 
thätig geweſen ſind. 


’ 


Auf den Zeitraum von vier Jahren kann den zu 2p bezeichneten Perſonen 
eine Beſchäftigung bei höheren Verwaltungsbehörden bis zur Dauer von zwei 
Jahren in Anrechnung gebracht werden. 


§. 97 Abſatz 1 Ziffer 7. 

7) Ehefrauen, ſowohl groß- wie minderjährige, können durch ihren Ehe⸗ 
mann, Kinder unter väterlicher Gewalt durch ihren Vater, bevormundete 
Perſonen durch ihren Vormund oder Pfleger vertreten werden. Wird 
die Vormundſchaft oder Pflegſchaft von weiblichen Perſonen geführt, 
5 70 deren Vertretung nach Maßgabe der Beſtimmung unter 4 
erfolgen. 


§. 110 Abſatz 2. 
Anträge auf Berichtigung dieſes Verzeichniſſes ſind binnen einer Friſt von 


o vier Wochen nach Ausgabe des Blattes, durch welches das Verzeichniß veröffent⸗ 


licht worden iſt, bei dem Kreisausſchuſſe anzubringen, welcher darüber beſchließt. 
Gegen den Beſchluß findet innerhalb zwei Wochen die Klage bei dem Bezirks— 
verwaltungsgerichte ſtatt. 


F. 112a. 


Gegen die von dem Kreistage gemäß SS. 111 und 112 wegen Ver⸗ 
theilung der Kreistagsabgeordneten gefaßten Beſchlüſſe ſteht den Betheiligten 
innerhalb einer Friſt von vier Wochen nach Ausgabe des Blattes, durch welches 
die Vertheilung bekannt gemacht worden iſt, die Klage bei dem Bezirksverwaltungs⸗ 
erichte zu. 

a Gegen die Endurtheile des Bezirksverwaltungsgerichtes findet ſowohl in 
diefen, wie in den Fällen des §. 110 Abſatz 2 nur das Rechtsmittel der Re⸗ 
viſion ſtatt. 

5. . 

Gegen das zum Zwecke der Wahl der Kreistagsabgeordneten ſtattgehabte 
Wahlverfahren kann jedes Mitglied einer Wahlverſammlung innerhalb zwei 
Wochen Einſpruch bei dem Vorſitzenden des Wahlvorſtandes erheben. Die Be- 
ſchlußfaſſung über den Einſpruch, über welchen die Betheiligten vorab zu hören 
ſind, ſteht dem Kreistage zu. 

Im Uebrigen prüft der Kreistag die Legitimation ſeiner Mitglieder von 

Amtswegen und beſchließt darüber. 
Jede Wahl verliert dauernd oder vorübergehend ihre Wirkung, wenn ſich 
ergiebt, daß die für die Wählbarkeit vorgeſchriebenen Bedingungen nicht vorhanden 
geweſen ſind, oder wenn dieſe Bedingungen gänzlich oder zeitweiſe aufhören. 
Der Kreistag hat darüber zu beſchließen, ob einer dieſer Fälle eingetreten iſt. 

Gegen die nach Maßgabe der vorſtehenden Beſtimmungen gefaßten Be⸗ 
ſchlüſſe findet innerhalb zwei Wochen die Klage bei dem Bezirksverwaltungsgerichte 

(Jr. 8775.) 


— 18 


ſtatt. Die Klage hat keine aufſchiebende Wirkung; jedoch dürfen bis zur rechts⸗ 
kräftigen Entſcheidung Erſatzwahlen nicht ſtattfinden. 

Für das Streitverfahren kann der Kreistag einen beſonderen Vertreter 
beſtellen. 5 
Die Namen der Gewählten find durch das Kreis-, beziehungsweiſe Amts 
blatt bekannt zu machen. 


$. 116 Ziffer 8 Abſatz 2. 

Für die Vollziehung dieſer Wahlen gelten die Vorſchriften des dieſem 
Geſetze beigefügten Reglements. Gegen das ſtattgehabte Wahlverfahren kann 
jedes Mitglied des Kreistages bis zum Schluſſe des Kreistages Einſpruch bei dem 
Vorſitzenden erheben. Die endgültige Beſchlußfaſſung über den Einſpruch ſteht 
dem Kreistage zu. 

§. 128a. x 

Der Bezirksrath beſchließt, an Stelle der Aufſichtsbehörde, über die Feſt⸗ 
ſtellung und den Erſatz von Defekten der Kreisbeamten nach Maßgabe der Ver⸗ 
ordnung vom 24. Januar 1844. 8 

Der Beſchluß ift, vorbehaltlich des ordentlichen Rechtsweges, endgültig. 


§. 129. 

Die Jahresrechnung iſt von dem Rendanten der Kreiskommunalkaſſe inner⸗ 
halb der erſten vier Monate nach Schluß des Rechnungsjahres zu legen und dem 
Kreisausſchuſſe einzureichen. Dieſer hat die Rechnung zu revidiren, ſolche mit 
ſeinen Erinnerungen und Bemerkungen dem Kreistage zur Prüfung, Feſtſtellung 
und Entlaſtung einzureichen und demnächſt einen Rechnungsauszug zu veröffent⸗ 
lichen. Der Kreistag iſt befugt, dieſe Prüfung durch eine hiermit zu beauftragende 
Kommiſſion bewirken zu laſſen. Eine Abſchrift des Feſtſtellungsbeſchluſſes iſt fo- 
fort dem Regierungspräſidenten vorzulegen. 


$. 133. 

Die Wahl der Ausſchußmitglieder erfolgt auf ſechs Jahre mit der Maß⸗ 
gabe, daß bei Ablauf der Wahlperiode die Mitgliedſchaft im Ausſchuſſe bis 
zur Wahl des Nachfolgers fortdauert. Alle zwei Jahre ſcheidet ein Drittel der 
Mitglieder aus. Die das erſte Mal Ausſcheidenden werden durch das Loos 
beſtimmt. Die Ausgeſchiedenen können wiedergewählt werden. Jede Wahl verliert 
ihre Wirkung mit dem Aufhören einer der für die Wählbarkeit vorgeſchriebenen 
Bedingungen. Der Kreisausſchuß hat darüber zu beſchließen, ob dieſer Fall ein⸗ 
getreten iſt. Gegen den Beſchluß des Kreisausſchuſſes findet innerhalb zwei Wochen 
die Klage bei dem Bezirksverwaltungsgerichte ſtatt. Die Klage ſteht auch dem 
Vorſitzenden des Kreisausſchuſſes zu. Dieſelbe hat keine aufſchiebende Wirkung; 
jedoch dürfen bis zur rechtskräftigen Entſcheidung Erſatzwahlen nicht ſtattfinden. 
Für das Streitverfahren kann der Kreisausſchuß einen beſonderen Vertreter beſtellen. 
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Die Ausſchußmitglieder werden vom Vorſitzenden vereidigt. Sie können 
nach Maßgabe der Beſtimmungen des F. 32 des Geſetzes über die Organiſation 
der allgemeinen Landesverwaltung im Wege des Disziplinarverfahrens ihrer 
Stellen enthoben werden. 


F. 134 Nr. 3 und 5. 


3) die Beamten des Kreiſes zu ernennen und deren Geſchäftsführung zu 
leiten und zu beaufſichtigen. 

Hinſichtlich der Beſetzung der Kreisbeamtenſtellen mit Militär⸗ 
invaliden gelten die in Anſehung der Städte erlaſſenen Vorſchriften; 
hinſichtlich der Dienſtvergehen der Kreisbeamten finden die Beſtimmungen 
des F. 68 mit der Maßgabe Anwendung, daß das Recht zur Ver⸗ 
hängung von Ordnungsſtrafen auch dem Landrathe zuſteht. 

5) diejenigen Geſchäfte der allgemeinen Landesverwaltung zu führen, welche 
ihm durch Geſetz übertragen werden. 


$. 139. 

Betrifft der Gegenſtand der Verhandlung einzelne Mitglieder des Kreis- 
ausſchuſſes oder deren Verwandte und Verſchwägerte in auf- oder abſteigender 
Linie oder bis zu dem dritten Grade der Seitenlinie, ſo dürfen dieſelben an der 
Berathung und Entſcheidung nicht Theil nehmen. 

Ebenſowenig dürfen die Mitglieder des Kreisausſchuſſes bei der Berathung 
und Entſcheidung ſolcher Angelegenheiten mitwirken, in welchen ſie in anderer 
als öffentlicher Eigenſchaft ein Gutachten abgegeben haben oder in anderer als 
öffentlicher Eigenſchaft thätig geweſen ſind. 

Wird dadurch ein Kreisausſchuß beſchlußunfähig, fo erfolgt, ſoweit es ſich 
um Kreiskommunalangelegenheiten handelt, die Beſchlußfaſſung durch den Kreis- 
tag, im Uebrigen nach Maßgabe des F. 54 des Geſetzes über die Organiſation 
der allgemeinen Landesverwaltung. 

$. 170. 

In den Stadtkreiſen, mit Ausnahme des Stadtkreiſes Magdeburg, tritt an 
die Stelle des Kreisausſchuſſes zur Wahrnehmung von Geſchäften der allgemeinen 
Landesverwaltung in den durch die Geſetze bezeichneten Fällen der nach den Vor⸗ 
ſchriften der $$. 30 ff. des Geſetzes über die Organiſation der allgemeinen Landes⸗ 
verwaltung gebildete Stadtausſchuß. 


6. 173. 

Der Kreisausſchuß des Stadtkreiſes Magdeburg beſteht aus dem Ober⸗ 
bürgermeiſter der Stadt Magdeburg, in Behinderungsfällen deſſen geſetzlichem 
Stellvertreter, als Vorſitzendem und ſechs Mitgliedern, welche von dem Kreistage 
aus der Zahl der Mitglieder der Magiſtrate der drei zum Stadtkreis Magdeburg 
gehörigen Städte gewählt werden. | 

(Nr, 8775.) 
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8 
Die Beſtimmungen des zweiten Abſchnitts des erſten Titels finden auf den 
Stadtkreis Magdeburg gleichmäßige Anwendung. 


$. 176. 


Beſchlüſſe des Kreistages, welche folgende Angelegenheiten betreffen: 

1) ſtatutariſche Anordnungen nach Maßgabe des F. 20 Nr. 1, 

2) Mehr oder Minderbelaſtung einzelner Kreistheile (§. 13), 

3) eine Belaſtung der Kreisangehörigen durch Kreisabgaben über 50 Prozent 
des Geſammtaufkommens der direkten Staatsſteuern, 

4) Veräußerungen von Grundſtücken und Immobiliarrechten des Kreiſes, 


5) Anleihen, durch welche der Kreis mit einem Schuldenbeſtande belaſtet 
oder der bereits vorhandene Schuldenbeſtand vergrößert werden würde, 
ſowie die Uebernahme von Bürgſchaften auf den Kreis, 


6) eine neue Belaſtung der Kreisangehörigen ohne geſetzliche Verpflichtung, 
inſofern die aufzubringenden Leiſtungen über die nächſten fünf Jahre 
hinaus fortdauern ſollen, g 
bedürfen in den Fällen zu 1 der landesherrlichen Genehmigung, in den Fällen 
zu 2 der Beſtätigung des Miniſters des Innern, in den Fällen zu 3 der Be- 
ſtätigung der Miniſter des Innern und der Finanzen, in den übrigen Fällen der 
ee des Bezirksrathes. 
hne die vorgeſchriebene Beſtätigung ſind die betreffenden Beſchlüſſe des 
Kreistages nichtig. 
| $. 177. 

Die Aufſicht des Staates über die Verwaltung der Angelegenheiten der 
Landkreiſe und des Stadtkreiſes Magdeburg wird von dem Regierungspräſidenten, 
in höherer und letzter Inſtanz von dem Oberpräſidenten geübt, unbeſchadet der 
in den Geſetzen geordneten Mitwirkung des Bezirksrathes und des Provinzialrathes. 

Beſchwerden an die Aufſichtsbehörde in Kreisangelegenheiten ſind in allen 
Inſtanzen innerhalb zwei Wochen anzubringen. 


$. 177a. 


Die Aufſichtsbehörden haben mit den ihnen in den Geſetzen zugewieſenen 
Mitteln darüber zu wachen, daß die Verwaltung den Vorſchriften der Geſetze 
gemäß geführt und in geordnetem Gange erhalten werde. 

Die Aufſichtsbehörden ſind zu dem Ende befugt, über alle Gegenſtände der 
Verwaltung Auskunft zu erfordern, die Einſendung der Akten, insbeſondere auch 
der Haushaltsetats und der Jahresrechnungen zu verlangen, ſowie Geſchäfts⸗ und 
Kaſſenreviſionen an Ort und Stelle zu veranlaſſen. 


3 


§. 178. 

Beſchlüſſe des Kreistages, der Kreiskommiſſionen, ſowie in Kommunal- 
angelegenheiten des Kreiſes gefaßte Beſchlüſſe des Kreisausſchuſſes, welche deren 
Befugniſſe überſchreiten oder die Geſetze verletzen, hat der Landrath, entſtehenden 
Falles auf Anweiſung der Aufſichtsbehörde, unter Angabe der Gründe, mit auf⸗ 
ſchiebender Wirkung zu beanſtanden. ö 

Gegen die Verfügung des Landrathes ſteht dem Kreistage, der Kreis⸗ 
kommiſſion, beziehungsweiſe dem Kreisausſchuſſe innerhalb zwei Wochen die Klage 
bei dem Bezirksverwaltungsgerichte zu. Dieſelben können zur Wahrnehmung 
ihrer Rechte im Verwaltungsſtreitverfahren einen beſonderen Vertreter beſtellen. 


$. 180. 

Unterläßt oder verweigert ein Kreis die ihm geſetzlich obliegenden, von der 
Behörde innerhalb der Grenzen ihrer Zuſtändigkeit feſtgeſtellten Leiſtungen auf 
den Haushaltsetat zu bringen oder außerordentlich zu genehmigen, ſo verfügt der 
Regierungspräſident, unter Angabe der Gründe, die Eintragung in den Etat, 
beziehun sweiſe die Feſtſtellung der außerordentlichen Ausgaben. 

Gegen die Verfügung des Regierungspräſidenten ſteht dem Kreiſe innerhalb 
zwei Wochen die Klage bei dem Bezirksverwaltungsgerichte zu. Zur Ausführung 
der Rechte des Kreiſes kann der Kreistag einen beſonderen Vertreter beftellen. 


$. 181. 


Für den Umfang der in der Provinz Sachſen belegenen Grafſchaften 
Wernigerode, Stolberg Stolberg mit dem vormaligen Amte Heringen, und 
Stolberg⸗Roßla mit dem vormaligen Amte Kelbra kommt dieſes Geſetz mit den 
Maßgaben des Geſetzes vom 18. Juni 1876 (Geſetz-Samml. S. 245) zur An⸗ 
wendung. 

Artikel II. 


Wo in der Kreisordnung ein Geldbetrag in der Thalerwährung aus- 
gedrückt iſt, tritt der entſprechende Betrag in Reichswährung an die Stelle. 

In der Ueberſchrift und in der Einleitung der Kreisordnung ſind die 
Worte: „Provinzen Preußen“ durch: „Provinzen Oſt⸗ und Weſtpreußen“ zu er⸗ 
ſetzen und in den $$. 118 Abſatz 4, 125 Abſatz 4 und 127 Abſatz 3 iſt an 
Stelle der Worte: „der Bezirksregierung“ zu ſetzen: „dem Regierungspräſidenten “ 

Der ſechste Titel erhält die Ueberſchrift: Beſondere Beſtimmungen für die 
Provinz Sachſen. 

An die Stelle des der Kreisordnung beigefügten Wahlreglements tritt das 
in der Anlage beigefügte Wahlreglement. 


Artikel III. 
Das Wort: „Poſen“ in der Ueberſchrift und Einleitung, die $$. 35, 64, 
67 Abſatz 1, 78, 79 bis 83, 107 Abſatz 2, 111 Abſatz?, 135, 137 Abſatz 3, 
Gef. Samml. 1881. (Nr. 8775.) 25 
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140 bis 163, 165, 182, 187 bis 198 der Kreisordnung, die Klammer ($. 79 


am Schluffe der SS. 29 und 60, desgleichen die Klammer (F. 162) im F. 164, 
ſowie die Worte „und 79% im F. 31 Abſatz 2 a. a. O. kommen in Wegfall. 


Artikel IV. 


§. 1. | 

Die Aufſicht über die öffentlichen Wege und deren Zubehörungen, ſowie 
die Sorge dafür, daß den Bedürfniſſen des öffentlichen Verkehres in Bezug auf 
das Wegeweſen Genüge geſchieht, verbleibt in dem bisherigen Umfange den für 
die Wahrnehmung der Wegepolizei zuſtändigen Behörden. Sind dazu Leiſtungen 
erforderlich, ſo hat die Wegepolizeibehörde den Pflichtigen zur Erfüllung feiner 
Verbindlichkeit binnen einer angemeſſenen Friſt aufzufordern, und, wenn die Ver- 
bindlichkeit nicht beſtritten wird, erforderlichen Falles mit den geſetzlichen Zwangs⸗ 
mitteln anzuhalten. Auch iſt die zuſtändige Wegepolizeibehörde befugt, das zur 
Erhaltung des gefährdeten oder zur Wiederherſtellung des unterbrochenen Verkehrs 
Nothwendige, auch ohne vorgängige Aufforderung des Verpflichteten für Rechnung 
deſſelben in Ausführung bringen zu laſſen, wenn dergeſtalt Gefahr im Verzuge 
iſt, daß die Ausführung der vorzunehmenden Arbeit durch den Verpflichteten 
nicht abgewartet werden kann. 


$. 2. 

Gegen die Anordnungen der Wegepolizeibehörde, welche den Bau und die 
Unterhaltung der öffentlichen Wege oder die Aufbringung und Vertheilung der 
dazu erforderlichen Koſten oder die Inanſpruchnahme von Wegen für den öffent⸗ 
lichen Verkehr betreffen, findet als Rechtsmittel innerhalb zwei Wochen der Ein— 
ſpruch an die Wegepolizeibehörde ſtatt. i 

Wird der Einſpruch bei denjenigen Behörden erhoben, welche zur Beſchluß⸗ 
faſſung oder Entſcheidung auf Beſchwerden gegen Beſchlüſſe oder Verfügungen 
der Wegepolizeibehörde zuſtändig ſind „ſo haben dieſe Behörden das Schriftſtück 
an die Wegepolizeibehörde zur Beſchlußfaſſung abzugeben, ohne daß die Zwiſchen⸗ 
zeit auf die Friſt zur Erhebung des Einſpruchs anzurechnen iſt. 

Ueber den Einſpruch hat die Wegepolizeibehörde zu beſchließen. Gegen 
den Beſchluß findet die Klage im Verwaltungsſtreitverfahren ſtatt. Dieſelbe iſt, 
ſoweit der in Anſpruch Genommene zu der ihm angeſonnenen Leiſtung aus 
Gründen des öffentlichen Rechts ſtatt feiner einen Anderen für verpflichtet erachtet, 
zugleich gegen dieſen zu richten. In dem Verwaltungsſtreitverfahren iſt entſtehenden 
Falles auch darüber zu entſcheiden „ob der Weg für einen öffentlichen zu erachten iſt. 

Auch im Uebrigen unterliegen Streitigkeiten der Betheiligten darüber, wem 
von ihnen die öffentlich rechtliche Verpflichtung zur Anlegung oder Unterhaltung 
eines öffentlichen Weges obliegt, der Entſcheidung im Verwaltungsſtreitverfahren. 

Die Klage iſt in den Fällen des dritten Abſatzes innerhalb zwei Wochen 
anzubringen. Das zuſtändige Verwaltungsgericht kann zur Vervollſtändigung der 
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Klage eine angemeſſene Nachfriſt gewähren. Durch den Ablauf dieſer Friſten 
wird jedoch die Klage im Verwaltungsſtreitverfahren auf Erſtattung des Geleiſteten 
gegen einen aus Gründen des öffentlichen Rechts verpflichteten Dritten nicht aus⸗ 
geſchloſſen. 

Zuſtändig im Verwaltungsſtreitverfahren iſt in erſter Inſtanz der Kreis⸗ 
ausſchuß, in Stadtkreiſen, in Städten mit mehr als 10 000 Einwohnern, und 
ſofern es ſich um Chauſſeen handelt, oder ein Provinzialverband, Landeskommunal⸗ 
oder Kreiskommunalverband als ſolcher betheiligt, oder wenn die Klage gegen 
Beſchlüſſe des Landrathes gerichtet iſt, das Bezirksverwaltungsgericht. 

Wird ein Weg im Verwaltungsſtreitverfahren für einen öffentlichen erklärt, 
fo bleibt demjenigen, welcher privatrechtliche Ansprüche auf den Weg geltend 
macht, der Antrag auf Entſchädigung gegen den Wegebauverpflichteten im ordent⸗ 
lichen Rechtswege nach Maßgabe des F. 4 des Geſetzes vom 11. Mai 1842 
(Geſetz-Samml. S. 192) vorbehalten. 

Auf die Einziehung und Verlegung öffentlicher Wege findet das vorſtehende 
Verfahren ſinngemäße Anwendung. 


Artikel V. 


Dieſes Geſetz tritt am 1. April 1881 in Kraft. 

Der Miniſter des Innern wird ermächtigt, den Text der Kreisordnung 
vom 13. Dezember 1872, wie er ſich aus den in den Artikeln I, II, III feſt⸗ 
geſtellten Aenderungen ergiebt, durch die Geſetzſammlung bekannt zu machen. 


Artikel VI. 5 

Mit dem im Artikel W bezeichneten Zeitpunkte werden die $$. 44, 46 bis 
48, 52 bis 59, 62 bis 73 und 115 des Geſetzes vom 26. Juli 1876, betreffend 
die Zuſtändigkeit der Verwaltungsbehörden und der Verwaltungsgerichtsbehörden ꝛc. 
(Geſetz⸗Samml. S. 297), aufgehoben. a 

Ingleichen treten mit dem gedachten Zeitpunkte alle mit den Vorſchriften 
des gegenwärtigen Geſetzes in Widerſpruch ſtehenden Beſtimmungen außer Kraft. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 19. März 1881, 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. Gr. zu Stolberg. v. Kameke. Maybach. 
v. Puttkamer. Lucius. Friedberg. v. Boetticher. 
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Wahlreglement. 


1. | 

Acht Tage vor der Wahl werden die Wähler zu den Wahlen mittels 
ſchriftlicher Einladung oder durch ortsübliche Bekanntmachung berufen. Die Ein⸗ 
ladung und Bekanntmachung muß das Lokal, den Tag und die Stunde der 
Wahl genau bezeichnen. Hinſichtlich der von dem Kreistage vorzunehmenden 
Wahlen bewendet es bei den für die Berufung des Kreistages vorgeſchriebenen 
Friſten. 

§. 2. 

Der Wahlvorſtand beſteht aus dem nach den beſtehenden Vorſchriften zur 
Leitung des Wahlaktes berufenen Beamten als Vorſitzenden und aus zwei oder 
vier von der Wahlverſammlung aus der Zahl der Wähler zu wählenden Beiſitzern. 
Der Vorſitzende ernennt einen der Beiſitzer zum Protokollführer. In den Fällen 
der §§. 23, 51 Nr. 1 und 100 der Kreisordnung kann auch eine nicht zur 
Wählerverſammlung gehörige Perſon zum Protokollführer ernannt werden. 


Gh 


Während der Wahlhandlung dürfen im Wahllokale weder Diskuſſionen 
ſtattfinden, noch Anſprachen gehalten, noch Beſchlüſſe gefaßt werden. Ausgenommen 
hiervon ſind Diskuſſionen und Beſchlüſſe des Wahlvorſtandes, welche durch die 
Leitung des Wahlgeſchäftes bedingt ſind. 


$. 4. 
Jede Wahl erfolgt in einer beſonderen Wahlhandlung durch Stimmzettel. 


8. 8. 

Die Wähler werden in der Reihenfolge, in welcher ſie in der Wählerliſte 
verzeichnet ſind, aufgerufen. Jeder Aufgerufene legt ſeinen Stimmzettel uneröffnet 
in die Wahlurne. 

Die während der Wahlhandlung erſcheinenden Wähler können an der nicht 
geſchloſſenen Wahl Theil nehmen. ö 

Sind keine Stimmen mehr abzugeben, ſo erklärt der Wahlvorſtand die 
Wahl für geſchloſſen, der Vorſitzende nimmt die Stimmzettel einzeln aus der 
Wahlurne und verlieſt die darauf verzeichneten, von einem Beiſitzer, welchen der 
Vorſitzende ernennt, laut zu zählenden Namen. 


$. 6. 

Ungültig find: 

1) Stimmzettel, welche nicht von weißem Papier, oder welche mit einem 

äußeren Kennzeichen verſehen ſind, 

2) Stimmzettel, welche keinen oder keinen lesbaren Namen enthalten, 

3) Stimmzettel, aus welchen die Perſon des Gewählten nicht unzweifelhaft 

zu erkennen iſt, 

4) Stimmzettel, auf welchen mehr als Ein Name, oder der Name einer 

nicht wählbaren Perſon verzeichnet iſt, 

5) Stimmzettel, welche einen Proteſt oder Vorbehalt enthalten. 

3:7, 

Alle ungültigen Stimmzettel werden als nicht abgegeben betrachtet. Ueber 
die Gültigkeit der Stimmzettel entſcheidet vorläufig der Wahlvorſtand. Die 
Stimmzettel ſind dem Wahlprotokolle beizufügen und ſo lange aufzubewahren, 
bis über die gegen das Wahloerfahren erhobenen Einſprüche rechtskräftig ent⸗ 
ſchieden iſt. Ga 


Als gewählt iſt derjenige zu betrachten, welcher die abſolute Stimmen⸗ 
mehrheit (mehr als die Hälfte der Stimmen) erhalten hat. 

Ergiebt ſich keine abſolute Stimmenmehrheit, ſo kommen diejenigen zwei 
Perſonen, welche die meiſten Stimmen erhalten haben, auf die engere Wahl. 
Haben mehr als zwei Perſonen die meiſten und gleich viel Stimmen erhalten, 
ſo entſcheidet das durch die Hand des Vorſitzenden zu ziehende Loos darüber, 
wer auf engere Wahl zu bringen it; in gleicher Weiſe erfolgt die Entſcheidung, 
wenn auch die engere Wahl keine Stimmenmehrheit ergiebt. 


5:9, 
Die Wahlprotokolle find von dem Wahlvorſtande zu unterzeichnen. 
$. 10. 

Der Vorſitzende des Wahlvorſtandes hat die Gewählten von der auf ſie 
gefallenen Wahl mit der Aufforderung in Kenntniß zu ſetzen, ſich über die An⸗ 
nahme oder Ablehnung innerhalb längſtens fünf Tagen zu erklären. Wer dieſe 
Erklärung nicht abgiebt, wird als ablehnend betrachtet. 

BEN 


Wahlen, welche auf dem Kreistage vorzunehmen ſind, können auch durch 
Akklamation ftattfinden, ſofern Niemand Widerſpruch erhebt. 


(Nr. 8775-8776) 
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(Nr. 8776.) Geſetz, betreffend die Abänderung von Beſtimmungen der Provinzialordnung für 
die Provinzen Preußen, Brandenburg, Pommern, Schleſien und Sachſen 
vom 29. Juni 1875 und die Ergänzung derſelben. Vom 22. März 1881. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, was folgt: 


Artikel J. 


Die $$. 38, 112, 118 und 121 der Provinzialordnung für die Provinzen 
Preußen, Brandenburg, Pommern, Schleſien und Sachſen vom 29. Juni 1875 
(Geſetz⸗Samml. S. 335) werden durch nachſtehende, den bisherigen Zifferzahlen 
entſprechende Beſtimmungen erſetzt. 


§. 38. 

IV. Der Provinziallandtag beſchließt über die Veräußerung von Grund⸗ 
ſtücken und Immobiliarrechten. Durch Provinzialſtatut kann dem Provinzial⸗ 
ausſchuſſe für einzelne Verwaltungszweige und Anſtalten die Befugniß zur Ver⸗ 
äußerung von Grundſtücken minderen Werthes beigelegt werden. 


$. 112. 


Reklamationen der Kreiſe gegen die Vertheilung der Provinzialabgaben 
unterliegen der Beſchlußfaſſung des Provinzialausſchuſſes. 

Die Reklamationen find innerhalb einer Friſt von vier Wochen nach er⸗ 
biin Bekanntmachung der Abgabenbeträge bei dem Provinzialausſchuſſe anzu⸗ 

ringen. 

Gegen den Beſchluß des Provinzialausſchuſſes findet innerhalb zwei Wochen 
die Klage bei dem Bezirksverwaltungsgerichte ſtatt. Hierbei finden die Vorſchriften 
des $. 146 des Geſetzes über die Zuständigkeit der Verwaltungsbehörden und der 
Verwaltungsgerichte Anwendung. 

$. 118. 

Beſchlüſſe des Provinziallandtages, des Provinzialausſchuſſes oder einer 
Provinzialkommiſſion, welche deren Befugniſſe überſchreiten oder die Geſetze ver— 
letzen, hat der Oberpräſident, entſtehenden Falles auf Anweiſung des Miniſters 
des Innern, unter Angabe der Gründe, mit aufſchiebender Wirkung zu bean— 
ſtanden. 

Gegen die Verfügung des Oberpräſidenten ſteht dem Provinziallandtage, 
dem Provinzialausſchuſſe, beziehungsweiſe der Provinzialkommiſſion innerhalb zwei 
Wochen die Klage bei dem Oberverwaltungsgerichte zu. Dieſelben können zur 
Wahrnehmung ihrer Rechte im Verwaltungsſtreitverfahren einen beſonderen Ver⸗ 
treter beſtellen. 
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F. 121. 

Unterläßt oder verweigert ein Provinzialverband die ihm geſetlich obliegen⸗ 
den, von der Behörde innerhalb der Grenzen ihrer Zuſtändigkeit feſtgeſtellten Lei⸗ 
ſtungen auf den Haushaltsetat zu bringen oder außerordentlich zu genehmigen, ſo 
verfügt der Oberpräſident, unter Angabe der Gründe, die Eintragung in den Etat, 
beziehungsweiſe die Feſtſtellung der außerordentlichen Ausgaben. 

Gegen die Verfügung des Oberpräſidenten ſteht dem Provinzialverbande 
innerhalb zwei Wochen die Klage bei dem Oberverwaltungsgerichte zu. Zur Aus⸗ 
führung der Rechte des Provinzialverbandes kann der Provinziallandtag einen be⸗ 
ſonderen Vertreter beſtellen. 

Artikel II. 

In der Ueberſchrift und in der Einleitung der Provinzialordnung ſind die 

Worte „Provinzen Preußen“ durch „Provinzen Oſt⸗ und Weſtpreußen“ und in 
dem F. 98 Ziffer 5 die Worte „Verwaltungsgericht“ und „Verwaltungsgerichte“ 
durch „Bezirksverwaltungsgericht“, beziehungsweiſe „Bezirksverwaltungsgerichte“ 
u erſetzen. 
i In den Fällen der §F. 23, 24, 98 Nr. 4 und 114 Abſatz 2 beträgt 
die Friſt zur Erhebung des Einſpruches, beziehungsweiſe der Klage und der Be 
ſchwerde fortan zwei Wochen, in den Fällen des §. 13 die Friſt zur Anbringung 
der Anträge fortan vier Wochen. 

Der fünfte Abſchnitt des zweiten Titels ($$. 62 bis 86), ſowie die $$. 2 
Abſatz 2, 126 und 127 kommen in Wegfall. 


Artikel III. 


Dieſes Geſetz tritt am 1. April 1881 in Kraft. 

Der Miniſter des Innern wird ermächtigt, den Text der Provinzialordnung 
vom 29. Juni 1875, wie er ſich aus den in den Artikeln I und II feſtgeſtellten 
Aenderungen ergiebt, durch die Geſetz-Sammlung bekannt zu machen. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 22. März 1881. 


(J. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. Gr. zu Stolberg. v. Kameke. Maybach. 
v. Puttkamer. Lucius. Friedberg. v. Boetticher. 


(Nr. 8776.) 
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Belanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetz-Samml. S. 357) 
ſind bekannt gemacht: 


1) das unterm 10. Januar 1881 Allerhöchſt vollzogene Statut der Fiſcherei— 
genoſſenſchaft für den oberen Netzefluß in den Kreiſen Inowrazlaw und 
Mogilno durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Bromberg Nr. 10, 
außerordentliche Beilage, ausgegeben den 11. März 1881; 


2) der Allerhöchſte Erlaß vom 24. Januar 1881, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an die Stadtgemeinde Berlin behufs Erwerbung 
der zur Freilegung der Hagelsbergerſtraße zwiſchen der Möckern⸗ und der 
Großbeerenſtraße und der Friedensſtraße zwiſchen der Frucht- und der ver⸗ 
längerten Koppenſtraße noch erforderlichen Grundſtücke, durch das Amts⸗ 
blatt der Königl. Regierung zu Potsdam und der Stadt Berlin Nr. 8 
S. 68, ausgegeben den 25. Februar 1881; 


3) der Allerhöchſte Erlaß vom 2. Februar 1881, betreffend die Verleihung 
des Rechts zur Erhebung des tarifmäßigen Chauſſeegeldes an den Kreis 
Teltow auf der von demſelben zu erbauenden Chauſſee von Mittenwalde 
nach Teupitz, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Potsdam 
Nr. 10 S. 83, ausgegeben den 11. März 1881; 


4) das Allerhöchſte Privilegium vom 14. Februar 1881 wegen Ausfertigung 
auf den Inhaber lautender Anleiheſcheine der Stadt Myslowitz im Be⸗ 
trage von 250 000 Mark durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu 
Oppeln Nr. 11 S. 73 bis 75, ausgegeben den 18. März 1881. 


Berichtigung. 


In dem Geſetze vom 12. März 1881 iſt auf Seite 135 im F. 29 Zeile 2 
ſtatt „25. Juli“ zu ſetzen 25. Juni. 


Redigirt im Bureau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


